








markt, jedoch nicht mit einer Bibliothek. Zuféllig entstandene
Buichersammlungen, oftmals verschmutzt und veraltet (was
man andernorts nicht mehr gebrauchen kann, ist immer
noch gut genug fiir's Gefangnis), notdlrftig verstaut und
kaum geordnet in mangelhaften Rdumen, ohne fach- und
sachgerechten, systematischen Auf- und Ausbau des
Buchbestandes, ohne ausreichende inhaltliche Erschlie-
Bung, ohne geeignete Prasentationsformen, die zur Be-
nutzung motivieren, ohne sachkundige Beratung durch aus-
gebildetes Personal, gerade fiir eine Benutzerschaft, fiir die
eine solche intensive Anleitung, Unterstltzung und Hilfe be-
sonders vonndten wéare, das sind die Faktoren, die derzeit
das Erscheinungsbild der Gefangnisbiichereien hierzu-
lande kennzeichnen.

Vergegenwartigt man sich, daB Blichereiarbeit, die den
qualitativen Mindestanforderungen entsprechen soll, nur
denkbar ist und (berhaupt erst dann sinnvoll begonnen
werden kann, wenn die oben erwdhnten Mangelfaktoren be-
seitigt sind, so wird deutlich, da3 der weitaus groBte Teil
dessen, was derzeit als Anstaltsbiicherei firmiert, allenfalls
als Blcherhalden zu bezeichnen ist, die wenig Nutzen
stiften kdnnen, weil sie vor allem die Interessenlage und die
Bedurfnisse ihrer potentiellen Benutzer véllig unberiicksich-
tigt lassen.

Unversténdlich wird dies so recht erst dann, wenn man
bedenkt, daB nach dem Wortlaut des Gesetzes (§ 2
StVollzG) »Resozialisierung« das eigentliche Ziel des Justiz-
vollzuges ist. Welche Zielvorstellungen dieser terminolo-
gisch unscharfe Begriff im einzelnen umfaBt, wird aus dem
Gesetzestext nicht klar ersichtlich. Die Vollzugsexperten
Kaiser, Kerner und Schéch nennen als erwiinschte Ziele
»Selbstsicherheit, Gewissensbildung, intellektuelle Fahig-
keiten, Solidaritat, Konflikibewaltigung und Aufbau eines
tragfahigen Selbstkonzeptes«. Bei Einsele findet man als
konstruktive Ziele »Erziehung zur Selbsterziehung, Ent-
wicklung von Eigeninitiative, Weckung eines angemessenen
SelbstbewuBtseins, soziales Verantwortungsgefiihl, Uber-
windung von Gesellschaftsfeindlichkeit bzw. -gleichgtiltig-
keit und Abbau von Persénlichkeitsstérungen. Weiter
kénnen Ich-Starkung, Forderung von Kontaktvermdgen,
Selt:g)twertbewuBtsein und Impulskontrolle genannt wer-
den' .«

Alle diese Vollzugsziele,deren Erreichung hier innerhalb
der Anstaltsmauern trainiert werden muB und unter ungleich
schwierigeren Bedingungen, sind die klassischen Ziele
jeder Primarsozialisation, die »drauBen« mit erheblich wei-
ter entfalteten padagogischen Begleitkonzepten und nicht
unwesentlicher Unterstiitzung, Erganzung, Vertiefung und
Absicherung durch Literatur — eben durch Bicher — vermit-
teltwerden. Wenn die Resozialisierung statt der Sicherheits-
verwahrung oberste Zielvorstellung des Justizvollzuges
bleiben soll, dann ist schwer einzusehen, warum die Voll-
zugsadministration nicht mehr und entschiedener als in der
Vergangenheit die vielfdltigen Méglichkeiten nutzt, die eine
funktionsfahige Anstaltsblicherei an Resozialisierungshil-
fen bietet, zumal, wenn diese eingebettet sind in die Ausbil-
dungs-, Freizeit- und Trainingsprogramme der Anstalten,
denn nicht der Freiheitsentzug per se hat resozialisierende
Wirkung, sondern allein die At und Weise seiner
inhaltlichen Ausgestaltung.

Nicht unterschatzt werden sollte in diesem Zusammen-
hang auch der personliche Went, den die Benutzung einer
Bicherei fur den Inhaftierten selbst darstellt. Die eigenver-
antwortliche Wahl seiner Lektire, die immer wieder neue,
individuelle Entscheidung, dieses oder jenes Interesse zu
vertiefen, Wissen zu erwerben, Phantasie zu aktivieren, In-
formationen einzuholen, auf solche Weise »Welt« zu er-
fahren, sein »Selbst« zu reflektieren, bedeutet fir den
Gefangenen eine der ganz wenigen Mdoglichkeiten der
Selbstbestimmung in einer ansonsten total fremdbestimm-
ten Umwelt, einen Beitrag zur Bildung und Ausformung
eines positiven Selbstkonzeptes, zur Resozialisierung in
einer Institution, deren strenge Reglementierungen solche
Freirdume und Chancen zur Autonomie nur selten bietet —
nicht einmal beim privaten Briefverkehr.

Stellt man darliberhinaus in Rechnung, wie vielen solchen
»entsozialisierenden« Faktoren der Haftling Tag fur Tag aus-
gesetzt ist, so 1aBt sich der »re-sozialisierende« Beitrag der
Biichereibenutzung in seiner Bedeutung erst richtig ein-
schétzen als eine der wenigen Mdglichkeiten, auch den wei-
teren gesetzlichen Auftrag zu erfiillen, demzufolge »das
Leben im Vollzug den allgemeinen Lebensverhiltnissen so-
weit wie moglich angeglichen« werden soll (§ 3, 1 StVollzG)
und »den Gefangenen hilft, sich in das Leben in Freiheit ein-
zugliedern« (§ 3, 3 SiVolIzG).

Nicht zuletzt aber bezieht die Forderung nach einer funk-
tionsgerechten und leistungsfahigen Anstaltsbiicherei ihre
gesellschaftspolitische Begriindung und Legitimation aus
der Grundeinsicht, daB in einer demokratischen Geselischaft
niemand derart »ausgegrenzt« und »weggesperrt« werden
darf, daB ihm Teilhabe an der Gesellschaft ganzlich unmog-
lich gemacht wird.

Vielleicht hilft hier die Erkenntnis weiter, daB in den Justiz-
vollzugsanstalten nicht nur jene asozialen, gefuhlsarmen
Gewaltverbrecher einsitzen, wie sie vor allem in der Boule-
vardpresse so haufig wie stereotyp beschrieben werden;
den weitaus groBten Teil der Anstaltsinsassen bilden Diebe,
Scheckbetriiger, Automatenknacker, Drogentater, StraBen-
verkehrsdelinquenten, Automarder, Wirtshausschlager u.v.
a. — Menschen also, die nur »teilkriminalisiert« sind: ihr
Normen- und Wertsystem ist mit dem der allgemeinen Be-
vélkerung weitgehend identisch; ja sogar »bei 50% aller
Mordfélle hat fiir den Tater eine besondere Ausnahmesitua-
tion vorgelegen, die aller Wahrscheinlichkeit nach im Leben
des Téaters nie wiederkehren wird. Der Téter ist also an sich
‘sozial angepaBt’ und es bedarf bei ihm keiner Resozialisie-
rungsanstrengungen.«® Das bedeutet, daB auch diejeni-
gen Mitglieder einer auf humanen Grundsétzen basierenden
Gesellschaft, deren VergesellschaftungsprozeB zunéchst
gescheitert ist— nicht zuletzt an und in staatlichen Sozialisa-
tionsinstanzen — einen politischen Anspruch haben auf Teil-
nahme an gesellschaftlicher, politischer und kultureller Ent-
wicklung, an Identitétsfindung, an Selbsterfahrung, d.h. an
Aneignung von Umwelt. Wie aber konnte dies unter den
drastisch reduzierten Erlebnis- und Erfahrungsbedingungen
einer Justizvollzugsanstalt sinnvoller und besser bewerk-
stelligt werden als durch Literatur aller Art, durch Biicher, die
eben diese Funktion auch im »normalen« Leben ausflillen?
Auch unter diesem Aspekt ist es wohl sinnvoll und notwen-
dig, daB unverziiglich damit begonnen wird, die derzeitig






Kognitive Lernziele:

— Hochvakuum- und Halbleiterdioden hinsichtlich ihrer
Eigenschaften als elektrisches Ventil vergleichen

~die Begriffe Rolle, Vorurteil, Verhalten, Erziehungssti,
Erziehungsnorm, Rollenverteilung (...) auf konkrete Bei-
spiele beziehen und anwenden kénnen

— Desinfektionsmittel, Gifte, Pflanzenschutzmittel und tech-
nische Chemikalien definieren und aufzahlen.

Affektive Lernziele:

— der Schiler soll fahig sein zur Wahrnehmung eigener In-
teressen

— Sensibilitat fir physische, psychische und gesellschaft-
liche Beeintrachtigung der Freiheit entwickeln

— fur die Regel des persénlichen und politischen Lebens
einen Verhaltenscodex entwickeln, der auf ethischen Prin-
zipien basiert und mit den Idealen der Demokratie Uber-
einstimmt.

Psychomotorische Lernziele:

— der Schiiler soll mit Hilfe gelernter Bewegungsfertigkeiten
seiner motorischen Grundeigenschaften bewuBt werden
und sie verbessern; er soll imstande sein, leicht rhythmi-
sche Bewegungsfolgen zu gestalten

— Buchstaben und Worter des Ubungsbereichs aus der Vor-
stellung an der Wandtafel angemessen groB, leserlich und
ziigig schreiben.'?

Um mégliche MiBverstandnisse auszuschlieBen, sei hier
ausdricklich darauf hingewiesen, daB die Anstaltsblicherei
nicht nur eine instrumentelle sondern eine ebenso stark
ausgepragte kompensatorische Funktion hat. Beriicksich-
tigt man, daf3 in jedem LernprozeB die hier zuvor erwahnten
Lernziele unaufléslich miteinander verschrankt sind, so wird
klar, daB zur Erreichung dieser Lernziele nicht nur Sach-
und Fachliteratur, sondern ebenso sehr auch Belletristik und
geeignete Unterhaltungsliteratur vorhanden sein muB, die
den Benutzern Méglichkeiten zur Identifikation, zur Betrof-
fenheit und zum Probehandeln bietet. Soll die Biicherei von
den Gefangenen auch angenommen und benutzt werden,
dann ist es notwendig, dem gréBeren Freizeitbudget der
Inhaftierten und deren extremen Lebenssituation Rechnung
zu tragen durch einen Buchbestandsaufbau, der das héhere
Bedurfnis nach Unterhaltung, Ablenkung und Spannung
ausreichend berucksichtigt und damit Giberhaupt die Motiva-
tion zur Benutzung der Blicherei schafft.

Bibliotheksarbeit im Gefangnis ist umso erfolgreicher, je
intensiver sie im Zusammenhang steht mit den in der Anstalt
angebotenen Lern- und Ausbildungsprogrammen, d.h.
auch in engem Kontakt mit dem Sozialstab, d.h. den Pada-
gogen, Sozialarbeitern, Psychologen usw. und je intensiver
sie sich mit ihrem Buchangebot auf ihre Benutzergruppe
einzustellen vermag, die zum gréBten Teil schon in Schul-
und Ausbildungsgangen gescheitert ist und demzufolge
wenig vertraut ist mit elementaren Kulturtechniken wie
Lesen und Schreiben. Eine solche Zielgruppe zum Lesen zu
motivieren, sie zu befahigen, Gebrauchsanweisungen, Ver-
tragstexte (Miet-, Kauf-, Kreditvertrage u.a.m.) zu lesen und
zu verstehen, sie heranzufiihren an die vielfaltige Ratgeber-
literatur, die ihnen fiir das spatere straffreie Leben in Freiheit

die notwendigen (Uber-)Lebenstechniken vermittelt, be-
deutet einen betrachtlichen Resozialisierungserfolg, eben-
so wie die Heranfiihrung an Lehr- und Unterrichtsmateralien
zur Vertiefung und Unterstitzung der angebotenen Lern-
und Ausbildungsprogramme sowie einfache Sachliteratur
zum Wissenserwerb und zur Wissenserweiterung.

Zielgruppenorientierte Bibliotheksarbeit in Gefangnissen
unterscheidet sich in Anspruch und Realitét, in Funktion und
Arbeitsweise erheblich von jener, die im Verlaufe der letzten
zwei Jahrzehnte in der allgemeinen Offentlichen Bibliothek
entwickelt worden ist. Die Offentliche Bibliothek ist — nach
derzeitigem Selbstverstandnis — zu gleichen Teilen eine
Informations-, Bildungs- und Freizeitbibliothek; sie ist bil-
dungsbiirgerlich bzw. mittelschichtorientiert. lhre Benutzer-
schaft rekrutiert sie sich aus wissens- und bildungsmoti-
vierten, aufstiegsorientierten Mitgliedern vorwiegend der
unteren und mittleren Mittelschicht mit deutlich ausge-
pragter gesellschatftlicher Integrationsbereitschaft, deren
Sozialisationskarrieren stérungsfrei verlaufen sind. Die
Bibliotheksbenutzung ist fir sie das Ergebnis einer freien
Wahlmdéglichkeit unter einer Vielzahl konkurrierender Infor-
mations-, Bildungs- und Unterhaltungsangebote; gemein-
sames Kennzeichen der Bibliotheksbenutzung ist die Affi-
nitat zur Lesekultur. Bibliotheksbenutzung wird hier verstan-
den als Vehikel zur Verbesserung von gesellschaftlichen
Aufstiegschancen (Informations-, Sach- und Fachliteratur).
Motivationen zur Lektiire von ablenkender und ausschlieB-
lich unterhaltender Literatur treten zugunsten der non-print-
Medien zusehends starker in den Hintergrund.

Ganzlich anders istdie Zielgruppe der Gefangnisbiicherei.
In deren Benutzerschaft ist die Unterschicht deutlich Gberre-
prasentiert; gemeinsames Merkmal ist der gescheiterte
Sozialisationsverlauf, Schulversagen, gesellschaftliche Ori-
entierungslosigkeit und Bindungslosigkeit, Integrationsun-
fahigkeit und eine stark defizitare Entwicklung im kognitiven,
emotionalen und seelischen Bereich.

Es versteht sich deshalb von selbst, daB eine Biicherei-
arbeit im Gefangnis auch anderen bibliothekarischen Hand-
lungsmustern unterliegen muB, wenn sie sich politisch legi-
timieren will. Das Ziel einer sinnvollen Bilchereiarbeit muB
hier auf das engste verkniipft sein mit den Vollzugszielen,
d.h. intensive Mitarbeit bei der individuellen Aufarbeitung
und Beseitigung all der Stérungen und Defizite, die zu ver-
hangnisvollen Konfliktsituationen, zur Straffalligkeit gefuhrt
haben. Konkret bedeutet dies im einzelnen:

1. Motivation zum Lesen schaffen

Den Insassen muB auf verschiedene Art und Weise der
Zusammenhang zwischen Beherrschung von Kulturtechni-
ken und erfolgreicher Existenzbewaltigung verdeutlicht wer-
den. Eine konflikt- und stérungsfreie Organisation des all-
taglichen Lebens ist nur méglich mit einer Grundausstattung
an Kenntnissen und Erkenntnissen, an Fahigkeiten und
Fertigkeiten, durch Entwicklung von Initiative, Phantasie,
Kreativitét, die durch Blicher (Sach- und Fachliteratur eben-
so wie Belletristik und Trivialliteratur) erworben, angeregt
oder vertieft werden kann.

2. Unterstiitzung der Ausbildungsgénge und Lernpro-
gramme durch die entsprechende bedarfsgerechte
Literatur






Prasentationsform, wie sie z.B. die Stadtbibliothek Minster
entwickelt hat, wo auf so wirkungsvolle Zugangs- und Be-
nutzungsbarrieren wie Wissenschaftssystematik, Kataloge
etc. soweit wie moglich verzichtet wird und stattdessen die
Bestdnde nach Interessengebieten geordnet angeboten
werden. Sinnvoll erscheint in jedem Falle die Ubertragung
von Ergebnissen der Verkaufspsychologie, wie sie von den
Warenhauskonzernen entwickelt worden sind, die mit gro-
Bem Erfolg zu , Spontankdufen® verfiihren und Bedirfnisse
wecken, die dem Kaufer nicht bewuBt oder gar bei ihm zu-
nachst nicht vorhanden sind. ,Zum Lesen verfihren® ist
sicherlich nicht nur die schwierigste sondern zugleich auch
wichtigste Aufgabe der Anstaltsbiicherei.

Welch entscheidender EinfluBfaktor eininhaltlich aktueller
und auBerlich attraktiver Buchbestand fir die Benutzung
einer Bibliothek ist, die sich an den Bedlrfnissen der Leser
orientiert, soll hier an zwei Beispielen demonstriert werden:

Aus der Sicht eines Betroffenen: »Diisseldorf, dienstagsin
der Frithe mit dem Friihstlick, mit Muckefuck und Vierfrucht-
marmelade um 7.00 Uhr erhalt man 5 Bicher, hat man
vorher die in der Vorwoche empfangenen Titel vor die Zel-
lentlir gelegt. Wenn man Gliick hat, bekommt man iiber 5
Pfund Biicher. So bekam ich in der Woche vom 11. bis 18.
Januar 1973 volle 2.964 Seiten Lesefutter. Davon 607 eines
Frauenromans und 814 Seiten ‘Das Beste von Readers
Digest, Jahrgang 1960°. Keines der Blicher unter 8 Jahre alt;
alle speckig, zerlesen, voller Schmutz und manchmal Blut-
resten.«("?

Aus der Sicht eines Experten: »Im Zuge der Reorganisa-
tion der zum Teil stark vernachlassigten Bremer Anstalts-
bibliotheken muB3ten mehr als 10.000 Blicher als ungeeignet,
zerlesen, verbraucht und inhaltlich indiskutabel makuliert
werden. An deren Stelle konnte zunéchst nur ein Grundbe-
stand von 3.000 neuen Biichern eingesetzt werden. Das Er-
gebnis war eine sofortige Ausleihsteigerung von mehr als
das Doppelte.«'™®

Dem ist nichts mehr hinzuzufligen.

Das Lesen in Unfreiheit fur die Freiheit muB SpaB
machen. Diese Forderung zu verwirklichen heiBt einen Kul-
turbegriff nicht asthetisch sondern politisch zu praktizieren
und ihm damit gesellschaftliche Relevanz zu verleihen.
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Gefangenenblicherei — Medium
zur Férderung der allgemeinen
Weiterbildung

Dirk Nedden

Gefangenenblichereien in den Justizvollizugsanstalten
sind eine Selbstverstandlichkeit und Notwendigkeit. Ihre Be-
deutung wird hauptsachlich in einer weiteren Moglichkeit der
Freizeitbeschaftigung fir die Gefangenen gesehen. Noch
sehr verbreitet ist die undifferenzierte Vorstellung, daB Ge-
fangene nur Krimis, Comics etc. minderer Qualitat lesen.

Wirde diesem Vorurteil Rechnung getragen, waren die
Blichereien eine Sammlung von Groschenheften und pri-
mitiven Comics. Die Gefangenenbibliotheken umfassen
aber alle Gebiete, &hnlich den &ffentlichen Einrichtungen.
Der Bicherbestand ist in folgende Sachgebiete aufgeglie-
dert:

I. Allgemeine Literatur

Romane, Erzahlungen, Novellen, Lebensbilder, Gedich-
te, Balladen, Sagen, Dramen, Schauspiele, Operntexte

Il. Besondere Literaturgebiete

Geschichte, Staat, Politik, Erd-, Lander-, Volkerkunde,
Religion, Philosophie, Psychologie, Padagogik, Kunst, Lite-
ratur, Sprache, Theater, Mathematik, Naturwissenschaften,
Gewerbe, Handel, Technik, Wirtschaft, Basteln, Spiel, Sport
und Gesetzestexte

In der Justizvollzugsanstalt Geldern wird die Gefangenen-
blicherei vom Padagogischen Dienst betreut. Nach Bera-
tung mit den gewahlten Mitgliedern der Gefangenenmitver-
antwortung und den in der Blicherei beschéftigten inhaftier-
ten wahlt der zusténdige Lehrer die Titel fur die Neubeschaf-
fung aus. Um auch aktuelle Daten tber die Ausnutzung des
vorhandenen Potentials und das Leseverhalten der Gefan-
genen zu gewinnen, wird schon seit 1980 eine Auswertung
der Lesekarten vorgenommen, 1982 wurde zusétzlich eine
Fragebogenaktion durchgefihrt.

Da zu vermuten war, daB teilweise hoheres Bildungsnive-
au in der Beantwortung vorgetauscht wird, indem Interesse
fir Gebiete wie Kunstgeschichte, Philosophie oder Mathe-
matik vorgegeben wird, zog man als ,Lugendetektor” die
Lesekarten und Wunschlisten aus der Blicherei zur Auswer-
tung bei. Bei der vergleichenden Gegenlberstellung ergab
sich zu den Angaben auf dem Fragebogen eine Differenz
von unter einem Prozent.

Die bei dieser Aktion gewonnenen Ergebnisse bestatigen
und erharteten sich bei den in den folgenden Jahren durch-
gefuhrten Untersuchungen des Leseverhaltens der Gefan-
genen anhand der Leihkarten. Diese Erkenntnisse Uber den
Lesestoffbedarf bestimmen die Prioritaten bei den jahrlichen
Neuanschaffungen, da bei dem geringen Etat nur absolute
Notwendigkeiten beriicksichtigt werden kénnen. Die vor-
handenen Mittel werden zur Halfte zur Beschaffung von

gangigem Lesestoff (Unterhaltungsliteratur) und zur ande-
ren Halfte fir den Erwerb von aligemeinbildender Fachlitera-
tur ausgegeben.

Da in der Justizvolizugsanstalt Geldern eine breite Aus-
wahi von Weiterbildungsmaglichkeiten angeboten wird —

— Analphabetenkurse

— berufs- und schulabschluBvorbereitende Liftkurse
berufliche UmschulungsmaBnahmen im Metall-, Bau-,
Holz- und Elektrobereich u.a.

Hochschulstudium (Fernstudium Uber die Fern-Universi-
tatHagen) in den Fachern Mathematik, Informatik, Wirt-
schafts-, Sozial- und Erziehungswissenschaften

sind die Bedingungen fir eine Untersuchung des Lesever-
haltens der Gefangenen auf eine differenzierte Zusammen-
setzung gestitzt, was das bisher erreichte und noch zu er-
reichende Bildungsniveau betrifft.

Bei der Durchsicht des gesammelten Materials bestétigte
sich wiederholt, daB die Altersgruppen keine erkennbaren
Unterschiede im Leseverhalten aufzeigen. Deshalb wird
dem Faktor Altersstruktur bei diesen Erhebungen keine Be-
deutung zugemessen.

Auswirkungen auf das Leseverhalten der Gefangenen
sind nur eindeutig feststellbar und bedingt durch den ver-
schiedenen Bildungsstand. Einige vergleichende Ergebnis-
se machen diese Tatsache deutlich.

Gefangene ohne Schulabschlu und Berufsausbildung
bevorzugen Kriminal-, Sience-Fiction-, Wild-West-Romane
und Comics. Diese Gruppe von Gefangenen duBert haupt-
séachlich aus diesem Bereich Lesewiinsche. Sehr vereinzelt
wird Fachliteratur bezogen. Dabei handelt es sich meist um
Bildbénde.

Das starke Interesse an verschiedenen Gesetzestexten
und Kommentaren ist auch bei den Gruppen mit besserem
Ausbildungsstand auf die Haftsituation zurlckzufihren. Die-
ser Bereich an Fachbiichern wird bei den Auswertungen
nicht miteinbezogen.

Ein Oberraschendes Ergebnis erbrachte das vorhandene
Material Uber die Gefangenen, die zwar weder einen Schul-
abschluB noch eine Berufsausbildung vorweisen kénnen,
fur die jedoch eine schulische und/oder berufliche Weiterbil-
dungsmafBnahme vorgesehen war.

Zwischenzeitlich wiederholte Kontrollauswertungen von
Lesekarten und Wunschlisten bestatigten, daB die Erwar-
tung kiinftig an einer AusbildungsmaBnahme teilnehmen zu
kénnen, eine deutliche Anderung des Leseverhaltens be-
wirkt. Nach dem Weiterbildungsangebot verlangten diese
Gefangenen, die ernsthaft interessiert waren und auch spa-
ter die MaBnahme in Angriff nahmen, das Dreifache an all-
gemeinbildender Literatur gegeniber den vorher geauBer-
ten Lesewlnschen.

Eine positive Anderung des Leseverhaltens bzw. der
Wunsch nach allgemeiner Weiterbildung erfahrt schon eine
starke Motivation durch die Erwartung, zukinftig an qualifi-
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richtung vorhanden sind, daB wahrend des Aufenthaltes in
der Anstalt Entschuldungsverfahren mindestens begonnen
werden, damit nicht die Summe der Schulden plétzlich nach
der Entlassung auf den Bewohner einstirzt und schon da-
durch die Resozialisierung sofort wieder infrage gestellt ist.

Viil.

Nach langen Jahren des Regelvollzuges ist der Ubergang
in eine offene Anstait nicht so leicht, wie man vielleicht zu-
néchst annehmen mag. Hier sind plétzlich wieder Selbstan-
digkeit und Eigenverantwortung gefragt. Eine Bewohnerin
des Moritz-Liepmann-Hauses sagt: ,Ich muB sagen, ich bin
mit sehr viel Vorurteilen hierhergekommen, mit sehr viel Vor-
urteilen, zum Teil auch mit Angst. Denn ich habe elf Monate
auf der Sozialtherapie gelebt — und ich habe erlebt, wenn
man sich nicht streng an den Vollzug halt, daB einem Ver-
glinstigungen gestrichen werden. Ich habe zum Beispiel
zwei kleine Kinder, die in einem Heim auBerhalb Hamburgs
leben und die ich von der Therapie aus alle vier Wochen be-
suchen durfte. Als ich mich dann nicht mehr vollzugsgerecht
verhalten habe, wurden mir diese Besuche gestrichen.”

Diese Frau hatte Geld bei sich gehabt, das sie von ihrer
Mutter erhalten hatte. Wofiir sie es brauchte, erzahlt sie
ganz offen: ,Man hat mir auf der Therapie vorgeschrieben,
wieviel Geld ich haben durfte, wieviel ich ausgeben durfte,
woflr ich es ausgeben durfte . . . hatte keinerlei Verstéandnis
dafur, dafB ich meinen Kindern, wenn ich sie besuchte, auch
kleine Geschenke mitbringen wollte. Als ich mir dann von
meiner Mutter bei Besuchen Geld zustecken lieB3, war fiir die
sofort die Resonanz: Riickverlegung in den Regelvollzug.”

Von dieser Riickverlegung erzéhlt die Bewohnerin wie
von einer Schikane. — Inzwischen haben sich Angste und
Vorurteile gegeben: ,Hier sieht es vollkommen anders aus.
Hier ist keiner da, der uns vorschreibt, woflir wir unser Geld
ausgeben durfen, wieviel Geld wir haben dirfen. Solange
wir hier unseren Verpflichtungen nachkommen, und das
heiBt einmal, unsere Haftkosten — ich sage also lieber ,Mie-
te” dazu — bezahlen, solange wir den anderen Verpflichtun-
gen nachkommen — also Schuldenregulierungen, Unter-
haltsforderungen und so weiter, was hin und wieder tuber-
prift wird, nicht regelmaBig, aber es werden Stichproben ge-
macht — dann kimmert es keinen Menschen, was ich hier
mit meinem Geld mache. Und vor allen Dingen: Wenn ir-
gendwo Schwierigkeiten auftauchen, die ich mitunter auch
selber verursache, dann kann ich hier zu den Leuten kom-
men, zu den Sozialarbeitern oder zu den Beamten, die gra-
de Dienst haben, und finde ein offenes Ohr. Und dann wird
so lange debattiert, bis man einen gemeinsamen Weg ge-
funden hat. Ich werde nicht einfach abgeschoben und be-
komme zu héren: ,also, sie haben das zu machen und nicht
anders”, sondern wir reden so lange miteinander, bis dann
ein Weg da ist, der fur beide Seiten gangbar ist. Und das hat
mir geholfen, die neun Monate, die ich jetzt hier bin, durchzu-
halten und mein Leben drauBen vorzubereiten. Ich habe
jetzt meine Wohnung drauBen und alles. Es existiert alles
wieder da. Und die Leute hier haben mir dabei sehr gehol-
fen.” Diese Bewohnerin — mehrfach vorbestraft wegen Be-
truges und Urkundenfaischung — ist inzwischen entlassen.

IX.

Nach der Aufnahme im Moritz-Liepmann-Haus missen
die Bewohner mit der —-bisher ungewohnten —freien Zeit, die
sie auBerhalb der Anstalt sein kdnnen, erst umzugehen ler-
nen. Wer ohne Arbeit ist, kann bis zu acht Stunden die An-
stalt téglich verlassen, vornehmlich fir die Arbeitssuche.
Wer Arbeit hat, kehrt nach dieser Arbeit in die Anstalt zuriick,
kann sich dann sogleich wieder abmelden und muf3 erst um
23.30 Uhr wieder in der Anstalt sein.

Einmal in der Woche allerdings ist Gruppenarbeit, da gibt
es keinen Ausgang. Auch die Gruppen arbeiten ,,gemischt-
geschlechtlich”, in der Regel bestehen die Gruppen, die von
den Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen betreut wer-
den, zu einem Drittel aus Frauen. Auch hier geht das rei-
bungslos, wie ein Sozialarbeiter bestatigt: ,,Soweit wir das
beobachten, gehen die Bewohner mit den Bewohnerinnen
so um wie Kolleginnen und Kollegen am Arbeitsplatz. Wir
sehen da keine speziellen Probleme, die zwischen denen
auftreten. Ich wundere mich eigentlich selber daruber, aber
da taucht nichts auf, was nun darauf schlieBen lieBe, daB die
nun ein besonderes Verhaltnis zueinander hatten, nur auf-
grund der Tatsache, daB sie alle inhaftiert sind. Das ist nicht
der Fall. Die Damen integrieren sich hier in die Anstalt so ein,
wie es friiher die Manner getan haben.”

Wie wichtig —wenn auch manchmal sicher unbeliebt —die-
se Gruppenarbeit ist, bestatigt indirekt eine Bewohnerin:
»Ich bin vorbestraft wegen Betrug und Urkundenféalschung,
mehrmals vorbestraft. Ich sitze zwar erst das zweite Mal ein
—oder schon das zweite Mal, wie man es nehmen will — und
habe aus diesen Betriigereien ja auch ein gewisses Verhal-
ten entwickelt — ich lege sehr viel Wert auf gute Garderobe,
auf gepflegtes Aussehen, auf ein biBchen Schnickschnack.
Ich habe meine Betrugsdelikte noch lange nicht verarbeitet,
nicht unbedingt, weil ich so ein schiechtes Gewissen den
Leuten gegenuber habe, die ich geschadigt habe. Ich habe
also keinen kleinen Rentner geschéadigt, sondern nur groBe
Firmen, die das leicht verkraften konnten, zumal es bei mir
nicht in die Millionen ging. Das sind aber dennoch Dinge, die
habe ich mir vorzuwerfen.”

Wie wichtig die Hilfestellung hier ist, wird aus diesen Au-
Berungen deutlich.

X.

Tatsache ist, daB das Experiment, Frauen und Manner in
derselben Anstalt ihre Reststrafe verbiiBen zu lassen, posi-
tiv verlaufen ist. Nach eineinhalb Jahren 148t sich sagen, daf3
Befiirchtungen nicht eingetreten sind, Erwartungen sich er-
fullt haben. Die Erfahrungen mit der im Moritz-Liepmann-
Haus verfolgten Methode, Gefangene rechtzeitig auf die
Freiheit vorzubereiten, sind gut, Manner und Frauen ziehen.
aus dieser Form des Vollzuges gleichermaBen Gewinn.

Hierzu Justizsenatorin Leithduser: ,Ich habe die Arbeit
des Moritz-Liepmann-Hauses in der Zeit meiner politischen
Verantwortung sehr schatzen gelernt. Das Ergebnis ist sehr
gut. Ich bin (berzeugt, daB es fir die Frauen, die dort nun-
mehr aufgenommen werden kdnnen, nicht anders ausse-
hen wird als fiir die Manner. Und ich verspreche mir durch
diese Artdes intensiven Eingehens in Gruppen auch zukinf-
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zahl.® Je nachdem, welche Betrachtungsebene man wahlt
{einzelne Spezialanstalt oder landesweites Vollzugssy-
stem) variiert so die Auslastungsquote, ab der von Uberfiil-
lung zu sprechen ist. Auf anstaltsiibergreifender Ebene ist
nach international Ubereinstimmender Auffassung von einer
notwendigen Reserve von wenigstens 10% auszugehen,®
so daB ab einer 90%-igen Kapazitatsauslastung bereits
Uberfiillung vorliegt.

2. Wesen der Uberfiillung

Aus dieser Definition wird auch das Wesen der Uberfiil-
lung deutlich. Vom ékonomischen Standpunkt her stellt der
Strafvolizug ein vom Staat betriebenes Wirtschaftssystem
dar, das bei moglichst geringen Investitionen (Finanz-,
Sach- und Personaimittel) einen mdglichst groBen sozialen
Nutzen (Verhinderung zukiinftiger Straftaten, Verteidigung
der Rechtsordnung 0.4.) erzielen soll. Eine optimale Kosten-
Nutzen-Relation verlangt, daB die Zahl verfligbarer Haftplat-
ze moglichst eng an der tatsachlichen Gefangenenzahl
orientiert ist, die notwendigen Reserven moglichst gering
sind. Da die Zahl unterzubringender Gefangener aufgrund
demographischer Verschiebungen, jahreszeitlicher
Schwankungen, veranderter strafjustitieller Strategien oder
aus vielfaltigen anderen Griinden '° stiandig Schwankungen
unterliegt, diese aber nur sehr bedingt prognostiziert'' und
die Strafvollzugskapazitat nur langfristig verandert werden
kann, muB es immer wieder zu plétzlichen, unvorhergesehe-
nen Anstiegen in der Gefangenenzahl kommen, die die vor-
handenen Kapazitaten Gbersteigen. Die Geféangnisiberftil-
lung ist damit ein systemimmanentes Begleitphanomen je-
der staatlich organisierten Freiheitsentziehung. Diese The-
se 148t sich sowohl im (historischen) Langs- wie im (interna-
tionalen) Querschnittsvergleich belegen.

3. Internationale Ubersicht

Gefangnislberfullungen sind keineswegs allein auf die
Bundesrepublik beschrénkt, sondern derzeit in einer Viel-
zahl auslandischer Staaten zu beobachten. Eine internatio-
nale Ubersicht zur Belegungssituation im Strafvollzug stéBt
auf eine Reihe gravierender methodischer Probleme. So ist
vielfach schon eine Abgrenzung der ,,Gefangnisse” wegen
des stark differenzierten Spektrums freiheitsentziehender
bzw. -beschrankender Sanktionen und Vollzugsformen
nicht maglich, zudem geben fast alle nicht nach dem Muster
westlicher Demokratien verfaBten Staaten aus ideologi-
schen oder politischen Griinden statistisches Material zum
Strafvollzug entweder Gberhaupt nicht oder nur stark ,ge-
schont” bekannt.'? Vor dem Hintergrund dieser Restriktio-
nen lassen sich die vorhandenen Daten zu einigen Gruppen
zusammenfassen.

Bei den mit der Bundesrepublik soziokulturell wie von der
Kriminalitatsbelastung am ehesten vergleichbaren westli-
chen Industrienationen ist eine ganze Anzahl von der Uber-
belegung ihrer Strafanstalten noch héarter betroffen. In den
U.S.A., wo besonders viele Personen zu besonders langen
Freiheitsstrafen verurteilt werden, steigt die Gefangenen-
zahl seit dem Zweiten Weltkrieg. Lag sie 1944 noch bei
knapp 130.000, stieg sie bis 1962 auf rund 200.000, wo sie
sich bis 1973 etwa stabilisierte, um danach steil in bis dahin
unbekannte Héhen vorzustoBen. '® Ende 1983 lag die Zahl

der allein in den Staats- und Bundesgefangnissen Inhaftier-
ten (d.h. ohne Kurzzeitverb(iBende mit Strafen bis zu einem
Jahr, Jugendliche und Untersuchungshaftlinge) bei fast
430.000. '* Hinzu kommen tausende in den county-jails ver-
bleibende Gefangene, die nicht in die Staatsgeféngnisse
aufgenommen werden kénnen, weil diese bereits Uberfillt
sind. '® Die Kapazitat des amerikanischen Strafvollzugs, die
in den 60-er Jahren durch die SchlieBung einiger aiter GroB-
anstalten (Alcatraz, St. Quentin) reduziert worden war, liegt
inzwischen kaum uber 300.000 Platzen. Die Unterbringung
von drei oder vier Personen in Einzelzellen, z.T. auf bloBen
Matratzenlagern am Boden, gehért daher inzwischen ge-
nauso zum Alltag wie Massenschlafséle von mehreren hun-
dert Personen. In Einzelféllen erfolgt eine Unterbringung
nachts in Toilettenrdumen oder auf Gangen, ist ein Verlas-
sen der Uberfiillten Lebensrdume nur zum Hofgang mog-
lich. ' Im besonders von der Uberbelegung betroffenen Te-
xas haben 90% aller Gefangenen weniger als 60 Quadrat-
fuB (ca. 5,5 gm) fiir sich und ihre Mdblierung zur Verfigung,
in Einzelfallen betragt diese Flache nur noch 11 Quadratfu3
(weniger als 1 gm). In Mississippi sind 75 % der Gefangenen
in Schlafsalen mit mehr als 50 Gefangenen untergebracht. '”
Revolten der Gefangenen in solchen Anstalten (Pontiac,
Reidsville, New Mexico, Attica) werden regelmaBig auf die-
se Unterbringungsmodalitaten zuriickgefihrt, nehmen im-
mer bedrohlichere AusmaBe an und kosten oft Menschenle-
ben. '8 Die in den 60-er und 70-er Jahren zu beobachtende
Rechtsprechungsliberalisierung fihrte dazu, daB die Ge-
richte Klagen von Gefangenen gegen die Uberfiillung statt-
gaben und inzwischen sind bereits 30 Staaten aufgrund sol-
cher Urteile zu Anderungen in ihrem Strafvollzug verpflich-
tet; '° neuere Entscheidungen des Supreme Court lassen in-
des eine Rickkehr zur alten ,hands-off-doctrine” beflirch-
ten.2°

In GroBbritannien ist die Lage &hnlich katastrophal. 1982
kamen hier auf 38.500 Haftplatze 44.200 Gefangene, was
einer Auslastung von annahernd 115 % entspricht. Der hin-
zukommende desolate Bauzustand der meisten Anstalten
hat selbst das zustandige Ministerium dazu gebracht, die
Unterbringung der Gefangenen teilweise als , affront to a ci-
vilized society” zu bezeichnen. Auch hier sind Gefangenen-
revolten (Parkhurst, Hull) und Streiks der Bediensteten (z.B.
landesweit Uber mehrere Monate 1980/81) keine Selten-
heit.2! In Frankreich kamen trotz einer groBeren Amnestie
1981 Ende 1983 bereits wieder 39.086 Hafilinge auf rund
30.000 Haftplatze, d.h. eine Auslastung von fast 130%.%
Die in Spanien herrschende gravierende Uberbelegung der
70-er Jahre konnte 1983 durch eine groB angelegte Straf-
rechtsform abgebaut werden. 2

Von der Uberfillung werden auch Lander nicht verschont,
deren Strafvollzug aligemein als vorbildlich gilt. Trotz der
niedrigen Gefangenenziffer von 31 pro 100.000 Einwoh-
ner?* werden in den Niederlanden fast doppelt soviele Per-
sonen zu unbedingter Freiheitsstrafe verurteilt wie in der
Bundesrepublik Deutschland. Die extrem niedrigen Verbu-
Bungszeiten (durchschnittlich weniger als ein Monat) schaf-
fen nicht nur die geringe Gefangenenquote, sondern erlau-
ben auch eine bessere Planung der Anstaltsauslastung. Da-
her konnten bisher zwar Uberbelegungen im Vollzug ver-
mieden werden, die auf eine Verb(iBung wartenden Verur-
teilten wurden jedoch immer mehr, so daB eine Uberfiillung



vor den Haftanstalten eintrat und mehrfach staatliche Kor-
rekturen erforderlich wurden (so z.B. 1975 eine Amnestie). 2
In Schweden, wo die Konzeption der 70-er Jahre fiir unser
Jahrzehnt nur noch rund 1.000 Gefangene vorsah, saBen
Anfang 1983 5.461 Personen ein, die, weil die Kapazitat
hierfiir nicht ausreichte, zum Teil sogar in Hotels unterge-
bracht werden muBten. Inzwischen hat auch hier eine Am-
nestie Erleichterung gebracht.2®

DaB Gefangnisiiberfllungen in den sozialistischen Staa-
ten Osteuropas keine Seltenheit sind, ergibt sich schon aus
denimmens hohen Gefangenenquoten (fir die DDR werden
275 geschatzt, fur Polen 305, fur die UdSSR 360) und den —
allerdings seltenen— Einzelfallschilderungen. Sicheres Indiz
fur die Uberfillungen sind die periodisch wiederkehrenden
Massenamnestien, mit denen im Abstand oft weniger Jahre
zehntausende Inhaftierte immer dann entlassen werden,
wenn die Uberbelegung zur ,sanitaren Gefahr” zu werden
droht.?’

Eine traurige Selbstverstandlichkeit ist auch die Uberfl-
lung der Gefangnisse in totalitaren Regimes, wo der verfig-
bare Haftraum nicht nur von Kriminellen, sondern auch von
politischen Gegnern belegt wird. Dies galt fiir Griechenland
zur Zeit der Militardiktatur®® genauso wie es heute fir die
Tirkei, ® Argentinien *® oder den Iran®' durch zahllose Haft-
lingsberichte belegt ist.

Uberfiillt sind ferner die Geféngnisse in Entwicklungslan-
dern der Dritten Welt, von deren Strafvolizug man normaler-
weise nur wenig hort. Dort fuhrt die zunehmende Industriali-
sierung und Verstadterung mit ihren sozialen Begleitproble-
men zu immensen Kriminalitdtsanstiegen und |aBt zusam-
men mit der Abldsung archaischer Strafen durch die Frei-
heitsstrafe die Gefangenenzahlen schnell anschwellen. So
stieg die Zahl Strafgefangener in Indien zwischen 1961 und
1970 von 42.430 auf 77.409, also um Uber 82%, in einzel-
nen Bundeslandern sogar um das Doppelte (Bihar: 156 %).
Belegungsquoten landesweiter Vollzugssysteme von 150 %
bis 200% sind daher keine Seltenheit (Andra Pradesh:
168%: Bihar: 191%).% In Thailand kamen 1978 auf rund
40.000 Haftplatze mehr als 69.000 Gefangene, was einer
Auslastung von 170% entspricht. 33 In Brasilien hat die hohe
Zahl Gefangener und die bestehende Uberbelegung im Voll-
zug bereits dazu gefuhrt, da8 Strafverfolgung und -vollstrek-
kung systematisch verzégert werden, um die Haftanstalten
zu entlasten; in Sao Paulo standen 1982 rund 25.000 Gefan-
genen genausoviele Personen gegenliber, die auf ihre Ab-
urteilung oder ihre Strafvollstreckung warteten, in Rio de Ja-
neiro kamen auf 12.000 Gefangene gar 15.000 Abzuurtei-
lende. 3

4. Historischer Abri3

Die These von der Systemimmanenz der Gefangnisiber-
fullung laBt sich auch im historischen Langsschnitt nachwei-
sen. Uberfiillungen sind namlich keineswegs neu, sondern
tauchen immer wieder auf. In Deutschland finden sich ein-
schlagige Schilderungen in der Strafvollzugswissenschaft
erst seit dem 19. Jahrhundert,® weil der Vollzug der Frei-
heitsstrafe bis dahin vorwiegend als Form der Leibesstrafe
angesehen wurde und das Unterbringen méglichst vieler
Gefangener auf engstem Raum zu den bewuBt und gezielt
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verursachten Verschérfungen des Freiheitsentzugs gehoér-
te, das im Vergleich zu anderen, ungleich harteren Unter-
bringungsmodalitdten kaum erwahnenswert schien.®® Dies
anderte sich erst, als mit dem Strafvollzug bestimmte Ziele
verfolgt und gewisse Mindestvorstellungen Gber die Unter-
bringung der Gefangenen entwickelt wurden; beide Ideen
entwickelten sich in der Aufklarung und setzten sich im Lau-
fe des 19. Jahrhunderts in Deutschland durch. Dementspre-
chend wird eine erste Uberfiillungswelle in Deutschland im
Zusammenhang mit den Strafrechts- und Vollzugsreformen
um 1800, die den nutzbaren Haftraum drastisch reduziert,
die Zahl zu verbiiBender Freiheitsstrafen jedoch deutlich er-
héht hatten, beschrieben. Auf diese erste folgten weitere
Uberfillungsphasen®” und allein seit dem Zweiten Weltkrieg
erleben wir nun die dritte. Schon unmittelbar nach dem
Krieg, der die Haftraumkapazitat deutlich vermindert hatte,
kam es infolge der durch die Fliichtlinge und Kriegsheimkeh-
rer stdndig wachsenden Wohnbevélkerung und der zuneh-
menden Notkriminalitat zu einer ernsten Uberbelegung der
Vollzugsanstalten. *® Eine zweite Gefangenenwelle fihrte in
der zweiten Halfte der 60-er Jahre zu den ersten bundes-
deutschen Vollstreckungsstops, weil die Geféangnisse nicht
mehr in der Lage waren, alle Verurteilten angemessen un-
terzubringen.*®

5. Aktuelle Bestandsaufnahme

Nach einer nur sehr kurzen Periode der Normalbelegung
wurde der Belegungsdruck in einzelnen Bundeslandern
schon ab 1971 wieder kritisch. Die vorhandenen Haftplatze
sind bundesweit schon seit 1973 zu mehr als 90% im Jah-
resdurchschnitt ausgelastet, d.h. nach der hier gewahlten
Definition Uberfullt.*° Stellt man auf die effektive Belegung
zu einem Stichtag ab, so ergeben sich z.B. fur den 31. 3.
1983 Auslastungsquoten von annahernd 140 % (Saarland),
im Bundesdurchschnitt immer noch rund 104%.4' Inzwi-
schen sind auBer den Stadtstaaten Bremen und Hamburg
alle Bundeslander einschlieBlich Westberlins von der Uber-
fullung ihrer Haftanstalten betroffen.

Uberbelegt sind dabei alle Arten des Freiheitsentzugs.
Obwohl genaue Haftplatzzahlen fur den Vollzug der Unter-
suchungshaft fehlen, lassen die vorhandenen Daten erken-
nen, daB hier die Belegungssituation — vor allem wegen der
starkeren Schwankungen in der Zahl der inhaftierten — 6fter
variiert, seit Jahren jedoch zumindest partiell und temporar
Uberfillungen vorkommen. Die nicht so strengen Tren-
nungsvorschriften der §§ 119 | StPO, 93 |1 JGG verlangen
nicht unbedingt eigene Anstalten, sondern lassen auch be-
sondere Abteilungen, gegebenenfalls sogar abgetrennte
Zellen von Strafanstalten zu, so daB bei hohem Belegungs-
druck ein Kapazitatsausgleich zwischen Straf- und Untersu-
chungshaftvollzug vorgenommen werden kann. So waren
etwain Hessen am 1. 7. 1981 die 1.443 Untersuchungshaft-
platze mit 1.650 Gefangenen, d.h. zu 114 % belegt, wahrend
das Belegungsverhéltnis beim Vollzug der Freiheitsstrafe
rund 112% (3.574 Gefangene auf 3.190 Platzen) betrug. 42

DaB die Uberfiillung primar Problem des geschlossenen
Freiheitsstrafvollzugs ist, bedarf keiner naheren Ausfiihrun-
gen. Im fast gleichen AusmaB ist der offene Strafvollzug
hiervon betroffen, auch wenn dies aus den vorhandenen
Statistiken nicht ohne weiteres ersichtlich ist und so in der
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Strafvollzugswissenschaft oft verkannt wird. ** Wahrend die
amtliche Strafvollzugsstatistik fir den 31. 12. 1982 im ge-
schlossenen Vollzug eine Auslastung von 102% ausweist,
betrégt die Quote fur den offenen Vollzug nur 50,7 %. Den-
noch ist auch diese Vollzugsform in aller Regel zumindest
voll ausgelastet, wenn nicht gar uberfllit. DaB dies stati-
stisch nicht deutlich wird, liegt an den Erfassungsmodalité-
ten. Die tatsachliche Belegung wird namlich durch Zahlung
der ,Esser”, d.h. der zu einer bestimmten Uhrzeit kérperlich
anwesenden Gefangenen ermittelt, so daB Haftlinge, die be-
urlaubt sind, ,verschubt” oder ausgefiihrt werden, die au-
Berhalb der Strafanstalt arbeiten oder im Krankenhaus lie-
gen, nicht erfaBt werden. ** Daim offenen Vollzug solche Ab-
wesenheiten sehr viel haufiger vorkommen als im geschlos-
senen, muB hier der statistische Fehler naturgemaB gréBer
ausfallen. So waren zum 31. 12. 1982 von den 905 offenen
Haftplatzen Hessens nur 38 belegt (= 4,2%); bei Beruck-
sichtigung aller voriibergehend Abwesenden (702) erhoht
sich die Auslastung jedoch auf 81,8%. Im geschlossenen
Vollzug (4.130 Platze) waren 4.735 Gefangene anwesend
(Auslastung 114,7%), 352 abwesend (Auslastung
123,2%). * Beriicksichtigt man weiter, daB wegen der Weih-
nachtstage aus dem offenen Vollzug deutlich mehr Gefan-
gene endgliltig vorzeitig entlassen wurden als aus dem ge-
schlossenen, gleichen sich die Zahlen noch mehr an. Geht
man von dem fur Belegungsvergleiche wegen der Weih-
nachtsamnestien, verschobenen Strafantritten und Beurlau-
bungen ohnehin problematischen Stichtag 31. 12./1. 1. ab,
s0 ergibt sich fir den offenen Vollzug bundesweit ein &hnli-
cher Belegungsdruck wie fiir den geschlossenen. Uberbele-
gungen sind hier indes faktisch vielfach kaum méglich, weil
die Belegungsfahigkeit wegen der geringen Aufenthaltsdau-
er der Gefangenen oft so extensiv festgesetzt ist, daB die zu-
satzliche Einbringung von Betten und Schranken gar nicht
maoglich ist. Beengte Lebensverhéltnisse sind im offenen
Vollzug generell leichter zu ertragen und eher tolerabel.

Im Jugendstrafvollzug war die bundesweite Uberbele-
gung Gegenstand der Jahrestagung der Arbeitsgemein-
schaft der Leiter der Jugendstrafanstalten im April 1983.46
Hier besteht das Problem weiter, auch wenn die geburten-
schwachen Jahrgange gegenwartig bereits erste Entlastun-
gen zu bringen scheinen. Die Situation im Frauenstrafvoll-
zug ist vornehmlich wegen des starken Gefangenenrick-
gangs bis etwa 1970 und des nur langsam abgebauten Haft-
platzangebots noch nicht so ernst; da hier jedoch seit 1970
die Gefangenenzahlen wieder —wenn auch zurlickhaltend —
steigen, sind Uberbelegungen in einzelnen Anstalten (z.B.
Frankfurt/Main 1lI-Preungesheim) keine Seltenheit. Aus
dem Bereich sonstiger staatlich institutionalisierter Frei-
heitsentziehung sind Uberfiillungen insbesondere aus der
Abschiebehaft bekannt geworden;*” Verallgemeinerungen
lassen sich indes aufgrund mangelnder statistischer Daten
nicht treffen.

In all diesen Bereichen flhrt der steigende Belegungs-
druck zunachst zu Mehrbelegungen, d.h. die Vollzugsver-
waltungen schaffen durch Umwidmung von Einzel- in Ge-
meinschaftszellen und von Freizeit- in Unterkunftsrdume
mehr Haftplatze, so daB nominal Ubertiillung im Sinn der
hier gewahlten Definition zunachst vermieden werden kann.
Diese Strategie 148t sich statistisch durch die Zunahme der -
nach dem StVollzG eigentlich abzubauenden — Gemein-

schaftsunterbringung belegen: Diese stieg zwischen 1970
und 1982 von 33,1 % auf 44,6 % an, wobei der Anteil in den
von der Uberfiillung besonders betroffenen Bundeslandern
sogar noch héher liegt (Saarland 74,4 %). *® Erst wenn diese
~burokratischen Scheinldsungen” versagen, tritt statistisch
nachweisbare Uberfiillung ein. Diese fuhrt — wegen der be-
reits weitgehend erschdpften Unterbringungsmadglichkeiten
—schnell zu Zusténden, ,,gegen die aus amtsarztlicher Sicht
bei langerem Aufenthalt gesundheitliche Bedenken beste-
hen”*° und die von der Rechtsprechung als VerstoB gegen
die Menschenwiirde aus Art. 1 GG angesehen werden.*®
Konkrete Zustandsschilderungen von Inhatftierten und Voll-
zugsbediensteten in den Massenmedien, die hier nicht wie-
dergegeben werden kénnen, machen deutlich, daB die
Uberfiillung vielerorts bereits solch unzumutbare Zustande
geschaffen hat.

6. Folgen der Uberfiillung

Die vielfaltigen negativen Folgen der Gefangnistberfal-
lung far alle am Strafvollzug Beteiligten sind bislang nir-
gends umfassend wissenschaftlich untersucht. Die psychi-
schen Auswirkungen auf die unmittelbar hiervon betroffenen
Gefangenen versucht man seit einigen Jahren in der anglo-
amerikanischen Sozialpsychologie zu klaren. Mitte der
70-er Jahre begann man in den USA mit ersten Feldstudien
in Gberfullten Haftanstalten, bis heute liegen etwa 15 Unter-
suchungen hierzu vor. Diese haben — unabhangig von den
sie tragenden unterschiedlichen theoretischen Uberful-
lungskonzepten —°' weitgehend (ibereinstimmend eine Zu-
nahme aggressiver Verhaltensmuster, vor allem tatlicher
Angriffe auf Mitgefangene und Bedienstete,® verstarkte
Angstgefiihle, Lustlosigkeit und Lethargie®® sowie vermehr-
te abweichende Sexualpraktiken ergeben. Zu den sozialen
Folgen fir die Gefangenen gibt es keine empirischen Unter-
suchungen; hier 1aBt sich allein aus den existierenden Er-
kenntnissen zur Subkultur® schlieBen, daB deren Auspra-
gungen in Uberflllten Anstalten intensiviert werden: Hier
kénnen subkulturelle Normen und Werte schneller und zu-
verlassiger vermittelt, Hierarchien besser aufgebaut und
kontrolliert werden. Uberfillung schafft daneben auch physi-
sche Risiken: Durch mehr Aggressionen entstehen mehr
Verletzungen, durch Uberfillungsbedingten Stre3 und durch
infolge engeren Zusammenlebens gesteigerte Infektionsge-
fahr nehmen Krankheiten aller Art (von Erkaltungen bis zum
Herzinfarkt) zu, ihnen kann wegen verschlechterter Ge-
sundheitsfirsorge nur beschrankt entgegengewirkt werden,
so daB sogar eine Zunahme der Sterblichkeit in Gberfillten
Anstalten vereinzelt belegt wurde.® Aligemein verschlech-
tern sich die objektiven Bedingungen flr einen wirksamen
Behandlungsvolizug (Wegfall von Gruppen- und Besuchs-
raumen, weniger Arbeitsmoglichkeiten), fir die Anstalt wird
die Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung immer
schwerer (unzureichende Uberwachung der Gemein-
schaftszellen, Zunahme der DisziplinarverstoBe, erhéhte
Fluchtgefahr). Die Bediensteten sind einerseits den glei-
chen psychischen und physischen Gefahren der Uberfiil-
lung ausgesetzt wie die Gefangenen (StreB), > sie missen
andererseits einen deutlich hdheren Arbeitsaufwand bewal-
tigen®” und kénnen, da kustodiale Aufgaben besonders
stark anfallen, inrem Resozialisierungsauftrag nur noch sehr
bedingt entsprechen.






20

schen Neukriminalisierungen. Insbesondere bei der Betéu-
bungsmittelkriminalitat haben die Verscharfungen des Dro-
genrechts 1971 und 1981 % nicht nur eine repressivere Ver-
folgung von GroBdealern, sondern auch unzéahliger Klein-
konsumenten eingeleitet.

Dieser Zuwachs erfaBter Personen wurde durch verén-
derte Entscheidungsstrategien auf fast allen strafjustitiellen
Selektionsebenen nur zum Teil kompensiert. So ging trotz
steigender Tatverdéchtigenzahlen die Anklagequote zugun-
sten der Einstellungen nach §§ 153 ff StPO zuriick.” Der
Anteil der von den Gerichten verhangten unbedingten Frei-
heitsstrafen an allen nach allgemeinem Strafrecht erfolgten
Verurteilungen, der Ende der 60-er Jahre noch uber 25%
betragen hatte, blieb seit 1972 konstant bei etwa 6% bis
7%. 7" Soweit in einem leichten Anstieg seit 1980 (von 6,0%
auf 6,5% 1982) eine fur die Gefangnisuberfillung relevante
»1rendwende” gesehen wird, erscheint dies vorschnell:
Schwankungen sind nicht ungewohnlich und halten sich bis-
her im Rahmen des zu Erwartenden. AuBerdem wurde ge-
zeigt, daB die Gefangenenzahlen schon lange vor 1980 dra-
stisch gestiegen sind.

Bedenklicher erscheint allerdings ein seit 1973/74 zu be-
obachtender Anstieg der Straflangen. So stieg der Anteil der
Strafen zwischen 2 und 5 Jahren an allen unbedingt ver-
hangten Freiheitsstrafen von 10,6% (1976) auf 12,1%
(1982), der zwischen 5 und 15 Jahren im gleichen Zeitraum
von 2,4% auf 3,2%. "2 Diese auch in der voraussichtlichen
Vollzugsdauer der einsitzenden Gefangenen nachweisbare
Entwicklung hatte gro3en EinfluB auf den steigenden Bele-
gungsdruck in den Anstalten und kulminiert im Laufe der
Zeit, weil dann nicht nur die Neuzugange, sondern auch die
immer noch einsitzenden ,Altgefangenen” untergebracht
werden mussen. Hinzu kommt, daB zahlreiche ambulante
Sanktionierungsmdglichkeiten von der Praxis nicht voll ge-
nutzt werden. Die Geldstrafe hat die Freiheitsstrafe nur im
Bereich bis zu drei Monaten ersetzt, Freiheitsstrafen unter
sechs Monaten werden zu Ober 20% nicht zur Bewahrung
ausgesetzt, kurze Freiheitsstrafen sind nicht zur erhofften
Ausnahme geworden, die Verwarnung mit Strafvorbehalt
und das Absehen von Strafe sind fast ohne Bedeutung.”

Die unterschiedliche Entwicklung von gesunkenen Ankla-
gequoten und gestiegenen Verfahrenseinstellungen”® ei-
nerseits, mehr und langeren unbedingten Freiheitsstrafen
andererseits macht deutlich, daB nicht von einer fir die Ge-
fangnistberfillung relevanten Verscharfung strafjustitiellen
Sanktionierungsverhaltens ausgegangen werden kann.
Vielmehr reagiert die Justiz auf die — zunehmende — leichte
Kriminalitat weniger restriktiv (wobei nicht alle zur Verfligung
stehenden Moglichkeiten indes auch genutzt werden), auf
die —ebenfalls zunehmende — schwere Kriminalitat dagegen
mit harteren Strafen. Inwieweit letzteres auf eine geénderte
Entscheidungspraxis oder auf eine nicht nur quantitativ son-
dern auch gualitativ angewachsene, d.h. schwerer gewor-
dene Kriminalitat zurlickgeht, ™ ist anhand des vorliegen-
den Materials nicht zu beantworten. Insoweit mangelt es an
einer Delikten und Begehungsmodalitaten differenzierten
Untersuchung.

Die aufgrund verschlechterter konomischer Bedingun-
gen wachsende Zahl ErsatzfreiheitsstrafverbluBender hat

entgegen weitverbreiteter Ansicht™ nur in geringem Um-
fang zur gegenwartigen Uberbelegung beigetragen. Durch
die niedrige VerbliBungsdauer von durchschnittlich weniger
als einem Monat” wird die Vollzugskapazitat effektiv nicht
sonderlich stark in Anspruch genommen.

In der wissenschaftlichen Literatur angefiihrte weitere
mogliche Ursachen der Uberflllung lassen sich fir die Bun-
desrepublik nicht verifizieren. Den gesamten strafjustitiellen
Bereich umfassende homdostatische Prozesse ™ sind bis-
lang schon auf theoretischer Ebene nur unzureichend ent-
wickelt, empirische Belege bestenfalls fir eng begrenzte
Teilaspekte, keinesfalls fir die Inhaftiertenzahlen erbracht.
Eine aus dem Parkinsonschen Gesetz abgeleitete ,Sogwir-
kung” ausgeweiteter Kapazitaten wird immer wieder be-
hauptet,”” ist entgegen der dort vertretenen Ansicht indes
ebenfalls nicht nachgewiesen. Die Vertreter einer von erwei-
tertem Haftplatzangebot ausgehenden Sogwirkung bezie-
hen sich diesbezlglich meist auf die amerikanische Studie
der ABT-Association aus dem Jahr 1981,7® die unter ande-
rem behauptet hatte, Kapazitatserweiterungen seien binnen
zweier Jahre nach ihrer Inbetriebnahme bereits bis zum no-
minalen Umfang, nach funf Jahren zu durchschnittlich
130% belegt. Inzwischen gilt diese Untersuchung in den
USA jedoch als nicht mehr zuveriassig: Sie arbeitete mit un-
vollstandigen, zum Teil falschen Daten, unterliegt gravieren-
den methodischen Bedenken und konnte selbstim rein ma-
thematisch-statistischen Bereich nicht nachvollzogen wer-
den.” Ahnliche Bedenken gelten fur kleinere Untersuchun-
gen, die zu ahnlichen Ergebnissen zu kommen glaubten.
DaB nicht neue Haftplatze fur erhohte Gefangenenzahlen
verantwortlich sind, wird aus den fur die Bundesrepublik ver-
fugbaren Daten offensichtlich: Hier steigen die Belegungs-
zahlen seit 1976/77, wahrend die Belegungsfahigkeit erst ab
1980 vorsichtig zunimmt, vorher stagnierte oder gar rucklau-
fig war, ein deutlicher Beleg fir die These von der popula-
tionsgesteuerten Kapazitat und gegen die Sogwirkung. Glei-
ches gilt fir die von Feltes behauptete, jedoch nur unzurei-
chend belegte Sogwirkung durch Ausbau der personellen
Verfolgungskapagzitat; auch hier ging der Anstieg der strafju-
stitiell erfaBten Personenzahl zeitlich voran.

Stichhaltiger diirfte dagegen der von Feltes als ,qualitati-
ver Sogeffekt” bezeichnete regional beschrankte Zuwachs
an Vollzugseinweisungen nach Eroffnung neuer, in der Of-
fentlichkeit als besonders fortschrittlich, therapieorientiert
und human ausgegebenen Strafanstalten sein. % Zwar sind
die genannten Zahlen aus dem Bereich des Jugendstrafvoll-
zugs wegen einer ganzen Reihe moglicher Storvariablen als
Beleg kaum brauchbar, doch sprechen bereits Plausibilitats-
erwéagungen dafir, daB auch Richter sich der positiven Dar-
stellung neuer Strafanstalten nicht verschlieBen kénnen und
darauf mit vermehrten unbedingten Freiheitsstrafen reagie-
ren. Der EinfluB einer solchen regional wie temporar be-
schrankten Sogwirkung auf die Belegung des Gesamtvoli-
zugs ist kaum abzuschatzen, durfte indes sehr gering sein.

9. Ausblick

Genauso verbreitet wie die Gefangnisiberflllung ist die
internationale Suche nach Abhilfemdglichkeiten. Nahezu al-
le betroffenen Lander greifen in mehr oder minder groBBem
Umfang zum Neubau von Haftanstalten, weil kein Land bis-
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der Bewdahrung in Freiheit herausgelassene Gefangene sich
dabei nur um so tiefer und folgenschwerer verstricken kann.

An Definitionen des Behandlungs- und Erziehungsvollzu-
ges differenziertester Art herrscht kein Mangel. Sie hier zu
zitieren erscheint entbehrlich, weil ich sie als bekannt vor-
aussetze, jeder sie hilfsweise nachlesen mag.

Bedeutsamer scheint es mir, daB wir uns selbstkritisch fra-
gen:

— Verfugen wir Uber die ausreichenden wissenschaftlichen
Erkenntnisse zur Persénlichkeitsanalyse ?

— Stehen uns nach den aus der Analyse abzuleitenden De-
fiziten und Bedurfnissen in ausreichendem MaBe bewdhr-
te Behandlungsprogramme zur Verfuigung?

— Haben wir Uberhaupt fir Analyse und Programmerstel-
lung bereits hinreichend erprobte Mitarbeiter, die in einer
den wissenschaftlichen Erfordernissen und den Praxis-
bedirfnissen Rechnung tragenden Weise agieren kén-
nen?

— Sind wir also in der Lage, nach alledem stets einen den
gesetzlichen Anforderungen entsprechenden Vollzugs-
plan zu erstellen?

— Kénnen wir auf Grund der personellen Ausstattung, der
baulichen Gegebenheiten und der Sachmittel-Ressour-
cen diesen Vollzugsplan jeweils praktizieren?

Wir miissen uns der statusbedingten Méngel unserer Vor-
gaben bewuBt sein, wenn wir Anderungsbedarf analysieren
und Wandel zielstrebig realisieren wollen.

Far den Behandlungsvolizug ist von entscheidender Be-
deutung, welchen Ausgangspunkt die Verantwortlichen ih-
rem Handeln zugrundelegen.

— Utopien mogen flir Feierabendtraume fruchtbar sein
— purer Pragmatismus neigt zum Verzicht auf Dynamik
— reiner ldealismus ist zumeist so edel wie ineffektiv

— ObergroBe Vorsicht ermdglicht bestenfalls lahmes Nach-
hinken

— optimistische rosarote Brillen tibersehen die Stolperstei-
ne.

Was aber dann?

Wer den Wandel im Vollzug zum Besseren will, wer das
Gesetz ernst nimmt und es zunehmend in den Vollzugsall-
tag umsetzen will, der bedarf

— eines laufend erganzungsbedurftigen Wissens um theo-
retische Angebote und deren Praxisumsetzbarkeit

— einer bestandigen Beharrlichkeit beim Verfolgen des fir
richtig gehaltenen Weges, gekoppelt mit hellwacher Lern-
fahigkeit auf Erfahrungsgrundlagen

— einer betrachtlichen Gelassenheit gegenliber Riickschla-
gen wie Erfolgen, gegeniiber Angriffen wie Lobeshymnen

— der Kunst des Zuhdrenkénnens, der Aufgeschlossenheit
fur Alternativen, des grindlichen Erwégens.

Kurz gesagt: pragmatischer ldealismus.

So jedenfalls ist aus meiner Sicht die Basis zu umschrei-
ben, aus der wir uns in Niedersachsen bemiiht haben, Be-
handlungsvollzug zu entfaiten. Welche Schwierigkeiten wa-
ren dabei feststellbar?

— Esdarf als bekannt unterstellt werden, daB unterschiedli-
che kriminalpolitische und auch weltanschauliche Auffas-
sungen der jeweils handelnden Politiker, Wissenschaftler
und Praktiker in recht differenzierter Weise zur Gesetzes-
verwirklichung motivierten.

— Ob man an Problemlésungen mit der Uberzeugung von
der Richtigkeit des Erstrebten herangeht oder mit einer
Menge von Vorbehalten, geschweige denn Widerwillen,
das beeinfluBt naturgemaB jede Praxisumsetzung.

— Ob man lberzeugt von der gottgewoliten Vorgegebenheit
strenger hierarchischer Strukturen handelt oder den Ver-
such zu Mindigkeitsschritten riskiert, das ist gerade fur
die Praxisumsetzung liberalerer und humanerer Gestal-
tungsformen von Bedeutung.

— Ob man sich zu Anderungen erst dann—und vielleicht nur
widerwillig — dann entschlieBt, wenn sie anderen Orts be-
reits praktiziert und bewahrt sind, oder ob man, wenn
auch mit bedachtsamem Mut, Freirdume flir Erprobungen
ermdglicht oder toleriert, das bestimmt das Gesicht eines
Volizugsalltages mafBgeblich.

— Ob man dngstlich vor jeder Schelte in Medien und Parla-
menten zurickweicht oder — gleichermafBen bedenklich —
sich an deren Lob und Streicheleinheiten orientiert, das ist
fUr die Kontinuitét einer Entwicklung hdchst bedeutungs-
voll.

— Ob man Entwicklungen nur mittels Vorschriften und Erlas-
sen von oben instrumentiert oder ob man sie durch Ge-
wahren eines verantwortungskontrollierten Freiraumes in
der Praxis ermdglicht, das ist fir die Entfaltung des Kréfte-
potentials in den Anstalten bedeutsam.

— Obman ,dortoben” der Uberzeugung ist, alles selber am
besten zu wissen oder ob man durch vielféltige Gespré-
che, Informationen vor Ort und gemeinschaftliches Uber-
legen und Befinden zu Problemlésungen kommt, das ist
insbesondere fir das Mittragen des Erstrebten durch alle
Bedienstetengruppen entscheidend.

Wer die seitherige Entwicklung des Behandiungsvollzu-
ges beurteilen will, sollte sich nicht nur auf Statistiken stit-
zen, er muB die hier genannten Entfaltungskiippen kennen,
nur so wird er durchsetzungsfahig handeln kénnen und der
Resignation nicht verfailen.

Gerade fur Padagogik im Vollzug ist der Ansatz einfach:
die Uberzeugung, daB — im Sinne Pestalozzis — , Hilfe zum
Werden” ohne padagogisches Tun undenkbar ist, durfte All-
gemeingut sein.

Dementsprechend ist die Stellung des Lehrers im Voll-
zugsdienst und das Berufsbild kein Streitpunkt. Die ein-
schlagigen Richtlinien und die verschiedenen Unterrichts-
formen bestimmen die Konturen.

Das alles ist — pars pro toto — in der ausgezeichneten
Schrift,,Padagogik im Strafvollzug” anlaBlich des 20jahrigen
Bestehens Ihrer Bundesarbeitsgemeinschaft 1978 um-















Zusammenarbeit der jeweiligen Berufsgruppen untereinan-
der, nicht minder aber auch mit den anderen Dienstgruppen
des Vollzuges, bemuhen.

Hier nachdricklich aber auch behutsam, richtungswei-
send aber auch verstandnisvoll, schlichtend aber auch ent-
scheidend, Ol einerseits auf die Wogen zu gieBen, anderer-
seits auf zunehmend leistungsverbesserte Berufswahrneh-
mung zu dringen, dlirfte eine der vordringlichsten Aufgaben
der Aufsichtsinstanzen sein.

Nicht minder bedeutsam ist es, daB die Zahl der Mitarbei-
ter des Werkdienstes von 47 auf 99, die der Mitwirkenden
des allgemeinen Vollzugsdienstes von 1.470 auf 2.013 ge-
steigert werden konnte. Auch in diesen Gruppen waren na-
turgemaB erhebliche Umdenkschwierigkeiten und Anpas-
sungshindernisse zu beheben.

Zusammenfassend haben wir in Niedersachsen von 1975
bis 1983 die Stellen von 1.970 auf 2.815 steigern kdnnen, al-
so um etwa 50%.

Diese Zahlen allein besagen naturgeménB wenig. Es muf3-
ten sowohl neue Wege der Aus- und Fortbildung fiir diese
Mitarbeiter gefunden werden, als auch die Aufgabenstellun-
gen den wachsenden Erkenntnissen und sich andernden
Gegebenheiten angepalt werden, manches Berufsbild im
ReibungsprozeB zwischen Wunschvorstellungen und rea-
len Maglichkeiten herausdestilliert werden.

Lassen Sie mich rickwirkend feststellen, daf3 wir trotz die-
ser erheblichen Personalausweitung glauben, in den Anstal-
ten recht homogene Teams aus den verschiedenen Berufs-
feldern gebildet zu haben. Dabei sollten wir uns nicht von
Negativschlagzeilen der Medien oder dem unausrottbaren
Ublichen Wehklagen der jeweiligen Oppositionen, ge-
schweige denn von manchem, aus zwangslaufiger Unwis-
senheit herrilhrenden Unverstandnis in der Offentlichkeit,
beirren lassen.

Wer die Schwierigkeit der Aufgabenstellung kenntund vor
allen Dingen weiB3, daB an sich die Negativauslese sich
durch kriminalpolitische Entwicklungen wie StrafmaBande-
rungen — Wegfall der kurzen Freiheitsstrafe —, Terrorismus,
Drogenkriminalitdt und wachsende Auslanderzahlen im
Vollzug erheblich intensiviert hat, der darf ohne in Selbstlob
zu verfallen getrost die Feststellung treffen, daB die Mitarbei-
ter des Justizvollzuges in einem der schwierigsten Lebens-
felder unserer Gesellschaft eine unter Beriicksichtigung der
vorhandenen Ausstattung respektable Arbeitsleistung voli-
bracht haben.

Es wirde zu weit flihren, wenn ich mit weiterem statisti-
schem Material belegen wollte

- die Zunahme der Gefangenenzahlen in Niedersachsen
von 1980 bis 1983 um fast 20%

— die Zunahme auslédndischer Gefangener in Niedersach-
senvon 1979 bis 1983 von 123 auf 535, also mehr als eine
Verviertachung

— die erhebliche Inanspruchnahme von Haftraum durch ei-

ne Verdoppelung der VerbliBung von Ersatzfreiheitsstra-
fen von 1979 bis 1983
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— die statistisch ohnedies nur ungenau zu erfassende Zu-
nahme drogenabhéngiger Gefangener, Tablettensichti-
ger, Alkoholabhangiger.

Die sich daraus ergebenden Probleme hier zu schildern,
wuirde den Rahmen sprengen. Sie als im Vollzug Téatige ken-
nen sie ohnedies. Ich erinnere nur deshalb daran,

— weil diese Gegebenheiten in kaum vorhersehbarer und
schlecht genau zu beschreibender Weise gerade in den
Jahren zu besonderen Belastungen des Vollzuges ge-
fahrt haben, die nach Inkraftireten des Strafvollzugsge-
setzes an sich dem kontinuierlichen, zielstrebigen Aus-
bau des Vollzugssystems gewidmet sein solten. So will
ich auch nicht beschonigen, dal3 diese MiBlichkeiten teils
am Stopp, teils zur Verlangsamung, teils auch zum Abbau
bereits eingeleiteter Verbesserungen gefuhrt haben,

— weil die Betreuungsmaglichkeiten hinsichtlich des einzel-
nen Gefangenen wieder schrumpften,

— nicht zuletzt auch durch die Inanspruchnahme von Raum-
lichkeiten, die ansonsten schulische, berufliche und an-
dere BildungsmaBnahmen ermdglicht héatten, in denen
sich aber auch FreizeitmaBnahmen oder begleitende Sta-
bilisierungsmoglichkeiten installiert hatten.

Natirlich weiB ich, dal3 es auch Leute gibt, denen diese
Zurticknahme positiver Entwicklungen durchaus behagt.
Die einen freuen sich darliber, weil sie damit geringeren An-
forderungen ausgesetzt sind. Die anderen meinen, fur die
Gefangenen werde ohnedies zu viel getan. Engstirnigkeiten
dieser Art sind fUr denjenigen, der die Geschichte des Straf-
vollzuges kennt, nichts neues. Sie sollten flir uns alle ein ver-
stérkter Anreiz sein, Uberzeugt von der Richtigkeit des ge-
sellschaftlichen und kriminalpolitischen Konzepts des Straf-
vollzugsgesetzes nur um so zaher und bestandiger am ein-
geschrittenen Wege festzuhalten.

Vielleicht vermissen einige von lhnen die lobheischende
Darstellung besonderer niedersdchsischer Attraktionen,

Ich halte es fur einen schiechten Stil, als gastgebendes
Land das bertihmte Pfauenrad zu schlagen. Ich weiB, daB in
allen Léndern die Mitarbeiter des Justizvollzuges gleicher-
mafBen bemtht sind, nach sehr unterschiedlichen Moglich-
keiten und Gegebenheiten haufig mehr als nur ihre nichter-
ne Pflicht zu tun. Dann aber kann es nur peinlich wirken, mit
besonders lautem Krahen Vordergrundpositionen zu bean-
spruchen.

Sehen Sie sich hier in der gastgebenden Anstalt Hameln
um. Sprechen Sie - soweit moéglich — mit Bediensteten und
Gefangenen. Uberschatzen Sie kritische AuBerungen nicht.
MiBtrauen Sie gleichermaBen Lobeshymnen, dann werden
Sie ein zutreffendes Bild von den Vollzugsgegebenheiten
Niedersachsens aus eigener Anschauung gewinnen.

Erlauben sie mir aber auch bei aller Aufgeschiossenheit
fiir den Wandel und das Erproben des Neuen, Thnen mit ei-
ner vielleicht recht riickstédndig klingenden Forderung zu be-
gegnen:

Bei allem Respekt vor der Vermittlung vielfdltigen Wis-
sens und der Verarbeitung moderner gesellschaftlicher Ent-
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Bildungsarbeit des Paritatischen Bildungswerks
1985 auf dem Gebiet der Straffalligenhilfe

Das Paritatische Bildungswerk e.V., Geschéftsstelle:
Heinrich-Hoffmann-Str. 3, 6000 Frankfurt a.M. 71, sieht in
seinem Lehrgangskalender 1985 eine ganze Reihe von
Fortbildungsveranstaltungen auf dem Gebiet der Straffalli-
genhilfe in diesem Jahr vor:

— Lehrgang: Wohnen-Arbeit-Schuldenregulierung. Ge-
meinsame Aufgaben in der Entlassungsvorbereitung und
der Straffalligenhilfe
11. 2. - 15. 2. 1985 Haus Buchwald — Paritatische Bil-
dungsstatte, 6697 Nohfelden 5.

Fiar Mitarbeiter von Justizvolizugsanstalten, Bewéh-
rungshelfer, Mitarbeiter in Anlaufstelien fur Strafentlasse-
ne und freie Helfer in der Straffalligenhilfe

— Lehrgang: Das Jugendgerichtsverfahren als Handlungs-
feld der Jugendhilfe
11. 3. - 15. 3. 1985 Haus Buchwalid (siehe oben)
Fur Mitarbeiter freier Trager der Jugendhilfe, Mitarbeiter
von Jugendamtern, Jugendgerichtshelfer und Bewéh-
rungshelfer

— Lehrgang: Kooperation im Strafvollzug und Resozialisie-
rung
22.4. - 26. 4. 1985 Haus Buchwald (siehe oben)

— Lehrgang: Straffalligenhilfe und Strafvollzug als Arbeits-
feld fur Frauen
6.5. - 10. 5. 1985 Haus Buchwald (siehe oben)
Fir haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter/innen in der
Straffalligenhilfe und im Strafvollzug

— Lehrgang: Gemeinsamkeiten und Unterschiede der ver-
schiedenen Brucke-Projekte
6. 5. -10. 5. 1985 Haus Buchwalid (siehe oben)
Far Mitarbeiter in Briicke-Projekten

— Fachtagung: Unsere Hilfe ist Strafe genug. Ambulante
MaBnahmen mit Straffalligen im Spannungsfeld von
Strafanspruch und padagogischem Auftrag
29. 5. - 31. 5. 1985 Wilhelm-Polligkeit-Institut, 6000
Frankfurt a.M. 71

— Lehrgang: Praxisprobleme in der Planung und Durchfiih-

rung von Ubungs- und Erfahrungskursen — erzieherisch
gestaltete Gruppenarbeit
10. 6. - 14. 6. 1985 Haus Buchwald (siehe oben)
Far Mitarbeiter freier Trager und Jugendgerichtshelfer
bzw. Mitarbeiter von Jugendbehérden, die Ubungs- und
Erfahrungskurse (erzieherisch gestaltete Gruppenarbeit)
planen oder durchfiihren

— Fachtagung: Wohnung oder mehr?
Selbstverstandnis und Handlungsméglichkeiten in Wohn-
einrichtungen fir Straffallige
21. 10. - 23. 10. 1985 Paritatische Bildungsstatte Burg-
holz, 5600 Wuppertal

— Fachtagung: Freie Helfer im Strafvollzug und in der Straf-
falligenhilfe Handlanger — Partner — Konkurrenten — Geg-
ner?

23. 10. - 25. 10. 1985 Paritétische Bildungsstatte Burg-
holz, 5600 Wuppertal

Fortbildungsprogramm 1985 des Instituts
flir Sozialarbeit und Sozialpadagogik

Das Institut fir Sozialarbeit und Sozialpddagogik, Am
Stockborn 5-7, 6000 Frankfurt a. M. 50, fiihrt auch 1985 eine
Reihe von Fortbildungsveranstaltungen fir haupt- und
ehrenamtliche Mitarbeiter aus diesen Praxis- und Berufs-
feldern durch. Die Veranstaltungen betreffen etwa:

— Grundfragen und Perspektiven zu Sozialarbeit und
Sozialpadagogik

— Beschéftigungsprogramme:  Zukunftsorientierte Grenz-
Uiberschreitungen der Sozialarbeit?

— ZeitgeméaBe Ansétze in der Jugendhilfe und Jugendfor-
schung

— Perspektiven der Auslanderarbeit
— Sozialmanagement.

Von besonderem Interesse fiir Mitarbeiter der Straffalli-
genhilfe, der Bewahrungs- und der Jugendgerichtshilfe sind
jene Veranstaltungen, die unter dem Rahmenthema Neuvere
Entwicklungen in der Straffélligenhilfe stehen. Im einzelnen
handelt es sich dabei um:

— Bewdhrungshilfe: Krisenlage oder qualifizierte Fortent-
wicklung (11.9.—13. 9. 1985)

— Staatliche und freie Straffalligenhilfe — Gemeinsamkeiten
in den Perspektiven? (Workshop, 3. 6. — 5. 6. 1985)

— Aufgabenbezogene Qualifizierung von Jugendgerichts-
helfern (Pilotlehrgang) — 11. 3. — 15. 3. 1985

Das Programm und Einzelinformationen sind von der oben
angegebenen Adresse zu erfragen.

Sozialtherapie im Strafvolizug

Unter diesem Titel hat der Justizminister des Landes
Nordrhein-Westfalen eine 24seitige Broschiire aus AnlaB
des 10jahrigen Bestehens der JVA Gelsenkirchen als So-
zialtherapeutische Anstalt herausgebracht. Die mit einem
Vorwort des Ministers versehene Broschure informiert in
neun Beitragen aus der Feder von Anstaltsleitung und Mitar-
beitern Uber Entstehung, Ausgestaltung und Entwicklung
dieser sozialtherapeutischen Einrichtung. Eingestreut in die
Texte ist Bildmaterial, das Vorstellungen vom Geschehen in
der Anstalt und ihrer baulichen Gestaltung vermitteln soll
(z.B. Sitzung eines Behandlungsausschusses, Berufsaus-
bildung — etwa zum Elektroanlageninstallateur —, Unter-
richtsgespréch, der ,Griinhof* der Anstalt, Freizeitgestal-
tung). Im einzelnen werden folgende Themen behandelt:

— Idee und Entwicklung der Sozialtherapie in Gelsen-
kirchen
(Glnter Romkopf),

— Sozialtherapeutische Anstalt Gelsenkirchen — nitzliche
Alternative?
(Rainer Wegener),

-~ Psychotherapie in der Sozialtherapie
(Birgit Enstrup und Udo Schlimm),
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dung im Erwachsenenvollizug fir ménnliche Gefangene im
Jahre 1983, Ubersicht 9 auf Seite 55: Zahl der erfolgreichen
Abschitisse von jungen ménnlichen Strafgefangenen bei
berufsbildenden MaBnahmen, Hinweis auf Zahl der Beur-
laubungen auf Seiten 71 und 72). Ubersicht 4 auf Seite 26
gibt die Empfehlungen der Einweisungsanstalten von 1982
wieder. Die Darstellung faBt auch die Ergebnisse der Riick-
falluntersuchung zusammen, (iber die Karl-Heinz Baumann,
Winfried Maetze und Hans-Georg Mey in der »Monatsschrift
fur Kriminologie und Strafrechtsverfahren«, 66. Jahrgang
1983, S. 133 — 148, berichtet haben (Seiten 27 und 28).

Hessen entwickelt den offenen Vollzug
durch Eingliederungsurlaub fort

»Die Erfahrungen Hessens mit dem offen Vollzug sind
durchweg positiv, was sich u.a. in einer geringen MiB-
brauchs- und im Vergleich zum geschlossenen Vollzug
wesentlich niedrigeren Ruckfallquote zeigt. Wir werden
daher die Méglichkeit eines Eingliederungsurlaubs aus dem
offenen Vollzug schaffen.«

Mit diesen Worten kiindigte der hessische Justizminister
Dr. Herbert Gunther auf der Feier anlaBlich des 25jahrigen
Bestehens des Gustav-Radruch-Hauses in Frankfurt/M.
eine Fortentwicklung im offenen Vollzug an.

Wie der Minister ausfiihrte, sei die bisherige positive Er-
fahrung im offenen Vollzug Grundlage fiir Modelle, die zu-
nehmend von der Suche nach Alternativen zum Freiheits-
entzug gepragt seien. Daher habe man durch eine
Anderung der Hessischen Gnadenordnung einen Weg er-
6ffnet, um bei geeigneten Freigangern in der SchluBphase
der Strafvolistreckung die Unterbringungin einer Einrichtung
des Justizvollzuges zu ersetzen. So werde in wenigen
Wochen die Mdoglichkeit bestehen, im Gustav-Radbruch-
Haus und anderen offenen Vollzugsanstalten des Landes
Freigangern in den letzten Monaten ihrer Haft Eingliede-
rungsurlaub bis zur Dauer von drei Monaten zu gewahren.
Der Eingliederungsurlaub werde somit den Ubergang in die
Freiheit in das Behandlungsprogramm des offenen Voll-
zuges einbeziehen. Er werde sich als Bindeglied zwischen
dem offenen Vollzug als der starksten gelockerten Form des
Justizvollzuges einerseits und der Bewdhrungsaufsicht
nach der Entlassung oder anderen MaBnahmen der Entlas-
senenfursorge andererseits darstellen.

Minister Dr. GlUnther betonte, daf3 die Sicherheitsbelange
der Aligemeinheit selbstversténdlich mitberiicksichtigt wir-
den. So werde bereits bei der Einweisung in den offenen
Vollzug ausfiihrlich gepriift, ob der betreffende Gefangene
hierfiir geeignet sei. Eine entsprechende Priifung werde
dann bei der Entscheidung Uber die Gewahrung von Einglie-
derungsurlaub vorgenommen.

Die jetzt 25jahrige Geschichte des Gustav-Radbruch-
Hauses wiirdigte Justizminister Dr. Herbert Giinther als
einen Teil der Vollzugs- und Kriminalpolitik Hessens. Sei das
Gustav-Radbruch-Haus 1959 ein weiterer Versuch gewe-
sen, einen vorsichtigen Schritt zur Lockerung der festen
Vollzugsformen zu unternehmen, so habe Hessen heute

knapp 1.000 Haftplétze im offenen Volizug. Damit habe man
die Intention des 1977 in Kraft getretenen Strafvollzugsge-
setzes, das fur Hessen eine rechtliche Bestatigung seiner
friheren Bemiihungen gewesen sei, erflllen konnen, wo-
nach der offene Vollzug zum Regelvollzug werden solle.
Auch die unmittelbare Ladung und Aufnahme Verurteilter in
den offenen Vollzug sei heute kein Thema mehr.

Die unbestreitbaren Vorteile des offenen Vollzugs, Erhal-
tung der familidren, sozialen und beruflichen Bindungen,
seien eine Ermutigung fiir einen weiteren Ausbau in den
Regionen Hessens, wo es noch zu wenige Haftplatze fir
diese Vollzugsform gebe. Wenn man bedenke, daB 1983
zum Beispiel die im Freigang befindlichen Gefangenen ins-
gesamt 6 Millionen DM an Lohnzahlungen und Ausbildungs-
beihilfen erhalten hatten, 3,5 Millionen DM davon seien auf
die Freigdnger des Gustav-Radbruch-Hauses entfallen,
kdénne man ermessen, was allein hierdurch an sozialer Ab-
sicherung der Familien und auch an Schadenswiedergut-
machung geleistet worden sei.

AbschlieBend wies der Minister darauf hin, daB8 diese
erfreuliche Leistungsbilanz in erster Linie den Mitarbeitern
im Vollzug zu verdanken sei. Hierflir gebiihre ihnen Dank
und Anerkennung. Gerade ihre Tatigkeit erfiille die Worte
Gustav Radbruchs, dessen Todestag sich heute zum 35.
Male jahre, erst mit Leben: »Nichts ist so entscheidend fir
den Stil eines Rechtszeitalters wie die Auffassung vom
Menschen, an dem es sich orientiert.«

Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom
23.11. 1984

Jugendliche Ausreier/innen und
sozialpadagogische Krisenintervention

Jahrlich laufen in der Bundesrepublik Deutschiand etwa
40.000 bis 50.000 Kinder und Jugendliche von zu Hause
oder aus dem Heim davon. Eine genaue Statistik hierzu gibt
es nicht, so daB man auf polizeiliche VermiBtenstatistiken
angewiesen ist, die eine hohe Dunkelziffer enthalten
koénnen.

Die absolute Zahl der Vermitenmeldungen Minderjéhri-
ger ist seit 1973 im gesamten Bundesgebiet kontinuierlich
angestiegen: Gegenuber 1973 mit 21.999 Fallen waren es
1980 bereits 36.464; dies entspricht einem Zuwachs von
60,3%. Diese Steigerung hat sich in den folgenden Jahren
in ahnlicher Form fortgesetzt.

Weglaufen setzt haufig mit Beginn der Pubertat ein, rund
drei Viertel der vermiBten Minderjihrigen sind Jugendliche
zwischen 14 und 17 Jahren. Aber der Anteil der Kinder steigt
mit der Zeit an. Deutlich ist auch der wachsende Madchen-
anteil. Wahrend in den 50er Jahren rund ein Viertel der Be-
troffenen Madchen waren, waren es 1980 bereits mehr als
die Halfte, genau 53,5%.

Mit den Ursachen und Erscheinungsformen des Ausrei-
Bens von Kindern und Jugendlichen hat sich jetzt eine
Forschungsgruppe des Instituts fur soziale Arbeit e.V. in
Miinster beschaftigt .
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10-jahrige Arbeit des Seminars fur Politik
in der JVA Frankfurt/M. Il

In einer Feierstunde wirdigte Justizminister Dr. Herbert
Gunther die erfolgreiche Arbeit des Seminars fir Politik auf
dem Feld der Berufsausbildung, die seit nunmehr zehn Jah-
ren in der Justizvollzugsanstalt Frankfurt/M. 1l praktiziert
wird.

Was im Jahr 1974 als Modellversuch in den Berufsfeldern
Floristin und Tierpflegerin begann, wurde in den folgenden
Jahren erheblich erweitert. Jetzt konnte die stolze Bilanz ge-
zogen werden, daf} bis Januar 1984 120 Frauen die Kurse
durchlaufen und 77 davon erfolgreich eine Prifung abgelegt
haben.

Der Minister hob hervor, da3 mit diesem Projekt erstmals
im Frauenvollzug ein auf die Erfordernisse einer groBen Ziel-
gruppe im Alter von 18-55 Jahren abgestimmtes Curriculum
entwickelt worden sei, das ein integriertes Angebot von Be-
rufsausbildung, sozialem Training, Entlassungsvorberei-
tung und Therapie umfasse und die Chance zur gesell-
schaftlichen und beruflichen Wiedereingliederung vergroBe-
re.

Dr. Ginther betonte, daB Kritiker des Behandlungsvollzu-
ges sich ernsthaft die Frage stellen miBten, was denn aus
ihrer Sicht eine sinnvolle Alternative zu einer erfolgreichen
Berufsausbildung in 77 Fallen sei. Ein solches Jubildum,
fuhr der Minister weiter fort, sei kein AnlaB, auf den Lorbee-
ren der Vergangenheit auszuruhen, vielmehr miBten auch
in der Zukunft groBe Anstrengungen unternommen werden,
um angesichts der Uberfiillung der hessischen Justizvoll-
zugsanstalten Losungen zu finden, mit denen den Proble-
men von Gefangenen und Bediensteten in gleicher Weise
begegnet werden kénne. In diesem Zusammenhang erléu-
terte der Minister den zahlreich erschienenen geladenen
Gasten die Konzeption der hessischen Justizvollzugspolitik,
die, wie er sagte, ein auf zwei Saulen stehendes Gebaude
sei, die beide flr eine stabile Statik unabdingbar seien. Ein
humaner, an den Erfordernissen des Strafvollzugsgesetzes
ausgerichteter Strafvollzug und der Versuch, Uber kriminal-
politische Alternativen Freiheitsstrafe zurlickzudrangen,
dort wo es mdglich sei, seien zwei ausgewogene, unter Be-
teiligung von Praktikern und Wissenschaftlern erarbeitete
Teile eines Gesamtkonzeptes. In diesem Zusammenhang
dankte der Minister den Beteiligten des Projektes in der Ju-
stizvollzugsanstalt Frankfurt/M. Ill. Er sprach auch den weib-
lichen Strafgefangenen, die die Kurse erfolgreich durchlau-
fen hatten, seine Hochachtung aus und wies darauf hin, daB
man hier eine Lernsituation vor sich habe, die ungleich
schwieriger und komplizierter sei als in einer beruflichen Bil-
dungsstatte in Freiheit. Der Minister schloB in seinen Dank
die Behorden der Stadt Frankfurt ein sowie die Frankfurter
Unternehmen, die seit nunmehr zehn Jahren das Projekt un-
terstlitzten, indem sie Ausbildungsplatze zur Verfagung
stellten. Er verzeichne mit Stolz, daB die MaBnahme auch
von seinem eigenen Haus, dem Justizministerium, seit 1979
intensiv — nicht zuletzt auch finanziell — gefordert werde. Als
weitere wichtige Kooperationspartner nannte er die Arbeits-
verwaltung, die berufsstidndischen Spitzenverbénde, die
Frankfurter Berufsschulen und auch die Jugendberatung
und Jugendbhilfe e.V., die im Drogenbereich mitarbeiten.

(Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom
22.10. 1984)

Einsatz von Sportvereinen im Modellversuch
,,Freie Arbeit statt Haft”

,,Der Einsatz von Sportvereinen beim Modellversuch
"Freie Arbeit statt Haft’ kann nicht hoch genug gewurdigt
werden”, sagte Justizminister Walter Remmers anlaBlich
einer Podiumsdiskussion am 29. 11, 1984 (19 Uhr) in der
Aula des Gymnasiums Bersenbriick, zu der der Landes-
sportbund Niedersachsen e. V. eingeladen hatte. Mehr als
120 Sportvereine unterschiedlicher Disziplinen bieten seit
Mai 1983 Geldstrafenschuldnern, die ihre Geldstrafe nicht
bezahlen kénnen, gemeinnitzige Beschaftigungsmaoglich-
keiten in ihren Vereinen an. Der Sportbereich sei auch ein
gutes soziales Trainingsfeld: hier werde Eigeninitiative bei
den Verurteilten geférdert und gleichzeitig etwas sinnvolles
im Dienste der Allgemeinheit getan. Nicht wenige Personen
hatten sich bereits nach Ableistung ihres Einsatzes den
Vereinen angeschlossen.

Insgesamt konnten seit Beginn des Modellversuchs in bis-
her sieben Landgerichtsbezirken Gber 36.000 Hafttage er-
spart werden: 823 Verurteilte haben ganz oder teilweise ihre
Geldstrafe abgearbeitet und sich damit insgesamt 15 485
Hafitage erspart; weitere 567 Personen haben durch Ver-
mittlung der Gerichtshelfer (Sozialarbeiter bei der Staatsan-
waltschaft) Zahlungen geleistet bzw. Ratenzahlungen ver-
einbart und damit 20.530 Hafttage abgewendet. Damit
wurde ein wirksamer Beitrag zum Abbau der Uberbelegung
in den niedersachsischen Justizvollzugsanstalten geleistet.
Erfreulich ist festzustellen, daB3 ahnlich wie in anderen
Bundeslandern Sportvereine, Verbande der Freien Wohl-
fahrtspflege, Kirchen und andere gemeinniitzige Organisa-
tionen den Modellversuch durch Bereitstellung von Einsatz-
stellen nachdriicklich unterstutzen.

,.Sie alle leisten hier eine gesellschafts- und kriminalpoli-
tisch bedeutsame Aufgabe von herausragendem Rang”,
sagte Justizminister Walter Remmers.

Teilnehmer der Podiumsdiskussion waren u.a. der Vor-
sitzende des Landessportbundes Niedersachsen Guinter
Volker und Justizminister Walter Remmers.

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der
Justiz Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit vom
28.11.1984)

Modellversuch Uelzen

Betrifft: Betreuung von straffillig gewordenen Jugend-
lichen; Kleine Anfrage des Abgeordneten Graeber (SPD);
LT-Drucks. Nr. 10/3099

Im Namen der Landesregierung beantworte ich die kleine
Anfrage wie folgt:

Den Modellversuch Uelzen habe ich eingerichtet, um am-
bulante erzieherische Hilfen fur straffallige und kriminalitats-
gefahrdete Jugendliche zu erproben. Der Modellversuch hat
sich bewéhrt (vgl. schon die Beantwortung der Kleinen An-
frage vom 19. 09. 1979, 21. 10. 1981 und 01. 08. 1984).

Das Landesministerium hat deshalb beschlossen, das in
Uelzen praktizierte Betreuungsprogramm ab 01. 01. 1985









ter Diskussion, in die auch das Plenum einbezogen war, du-
Berten sich die Gesprachspartner am SchiuB:

Herr Grimm:

Zwischen allen Gruppen im Volizug muB es zur Zusam-
menarbeit kommen. Auch der allgemeine Volizug kann
Fachdienst sein. Herr Grimm bittet um die Hilfe und das Ge-
spréch mit den anderen Diensten.

Herr Wohlgemuth:

Wo man mit dem Behandlungsvollzug beginnen will, muB
sich die vorhandene Struktur einer Anstalt andern. Unter
dem Eindruck ,einer neuen Bescheidenheit” im Hinblick auf
die leeren Kassen darf keine Resignation aufkommen; das
Ziel des Behandlungsvollzugs darf nicht aus den Augen ge-
lassen werden.

Herr Griitzner:

Wenn die Bemihungen, die Gefangenen menschenwur-
dig unterzubringen, Frucht tragen, kommt man schon einen
groBen Schritt weiter. Es gibt auch Besseres als Strafvoll-
zug.

Herr Henze:

Man muB sich davor hiiten, die Augenblickseindriicke des
Vollzugs als Zukunftsperspektive zu sehen. Wenn die Fach-
dienste einen Konsens finden und gemeinsam bei der Auf-
sichtsbehdrde vorstellig werden, ist Behandlungsvollzug
mdoglich.

Walter Roos
Medienpadagogische Tagung des

Wissenschaftlichen Instituts des
Jugendhilfswerks Freiburg e. V.

Thema: Neue elektronische Medien — Gefahrdung
oder Bereicherung sozialpadagogischen
Arbeitens?

Zeit: 27.02.-01.03.1985

Ort: Freiburg

Adressaten: Mitarbeiter aus Freizeitstatten, Schulen,
beruflichen Bildungseinrichtungen, Ju-
gendamtern sowie Einrichtungen der Ju-
gendhilfe und der Jugendstrafrechts-
pflege

Tagungsform:  Referate, Erfahrungsberichte, Projektdar-
stellungen, Arbeitsgruppen, Podiumsdis-
kussion

Kosten: Tagungsgebiihr: DM 50,— + Ubernach-
tung mit Vollpension DM 100,— insgesamt
DM 150,—

Programmund WI-JHW

Informationen:  Erwinstr. 10
7800 Freiburg

Tel.: (0761) 75569
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Second international conference on prison
abolition (ICOPA)

Zwei Jahre nach der Tagung in Toronto (1983 findet vom
24, - 28. Juni 1985 in Amsterdam das zweite ICOPA-Mee-
ting statt. Vorgesehen sind zehn Sektionen:

(1) Gesellschaftliche Konfliktregelung
(2) Rechtsformige Alternativen zum Strafvollzug
(3) Geschichte der Freiheitsstrafe
(4) Symbolische Funktionen des Strafrechts
(5) Strategien des Abolitionismus
(6) Der Kampf gegen die Todesstrafe
(7) Besondere MiBbrauchs-Formen der Haft
(8) Neue Kontrolltechniken
(9) Verringerung der Gefangenenpopulation
(10) Gewaltfreier biirgerlicher Ungehorsam

Informationen: Hermann Bianchi, Criminologisch In-
stituut, Vrije Universiteit, Postfach 7161, NL-1007 MC Am-
sterdam, und Sebastian Scheerer, Johann-Wolfang-Goet-
he-Universitat, Fachbreich Gesellschaftswissenschaften,
Postfach 111932, D-6000 Frankfurt a.M. 1.

Verweigerung der Zwangsernahrung
Experten: Mit den Regeln der drztlichen Ethik nicht verein-
bar

Bonn (AP) Im Falle eines neuen Hungerstreiks von Haft-
lingen aus der Terroristen-Szene wilrde sich trotz Anord-
nung durch vorgesetzte Behérden im gesamten Bundesge-
biet kein Arzt mehr finden, der zu einer Zwangsernahrung
gegen den erklarten Willen des Betroffenen bereit wére. Die-
se Auffassung vertraten Experten aus dem Bereich der Me-
dizin und des Strafvolizugs in einer Anhérung des Bundes-
tagsrechtsausschusses zum Entwurf einer Strafvollzugs-
Novelle des Bundesrates, mit der dieser Entwickiung in der
Gesetzgebung Rechnung getragen werden soll.

Vor allem Mediziner hielten vor dem AusschuB zum Teil
leidenschaftliche Pladoyers gegen die Zwangsernahrung.
So schilderte der Chefarzt der Abteilung flir Innere Krankhei-
ten des Vollzugskrankenhauses Hohenasperg, Becker, de-
tailliert die Umstande, wie Gefangene gegen ihren aktiven
Widerstand zwangsweise erndhrt wurden und sprach von
bedrlickenden, abstoBenden, ekelhaften, entwirdigenden,
erniedrigenden und beschdmenden Zustanden.

Zwangsernahrung sei mit den Regeln der arztlichen Ethik
nicht vereinbar, wenn man beim Gefangenen von einer
freien Willensentscheidung ausgehen musse, betonte Bek-
ker. Eine besonders schwere MiBachtung arztlicher Ethik
liege vor, wenn auBer der Ignoranz seiner Willensbekun-
dung der Gefangene auch noch durch kérperliche Gewalt-
anwendung an der Abwehr einer medizinischen MaBnahme
gehindert werde.

Der Berliner Medizin-Professor Thimme wies darauf hin,
daB Zwangsernahrung mit Gefahr fur Leib und Leben des
Hungernden verbunden sei. Es sei unzumutbar, eine MaB-
nahme durchzuflhren, die wahrscheinlich mehr Schaden
anrichte, als sie Nutzen stifte.
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Fur Sie gelesen

Strafvollzug als Bildungschance? — Nachgeholte Miindigkeit.
Tagungsprotokoll zusammengestellt und herausgegeben von Ha-
rald Niemeyer. Haag + Herchen: Frankfurt a.M. 1984. 112 S. DM
19,80.

Der Titel der Schrift knUpft an das Thema der Tagung des
Internationalen Arbeitskreises Sonnenberg vom 4. bis 11.
Oktober 1973 an. Der Inhalt gibt den Tagungsverlauf wieder.
Der Herausgeber begriindet die Verdffentlichung des Ta-
gungsprotokolls nach tber zehn Jahren im wesentlichen da-
mit, ,,daf die ungeldsten Probleme nahezu die gleichen ge-
blieben sind” (S. 1) und daB dem Thema des Jahres 1973
+bis heute nicht viel Neues hinzuzuflgen” sei (S. 2).

Im einzelnen erfahren wir aus der Schrift etwas von der
Bildungsarbeit auf dem Sonnenberg, der Vorschau dieser
Tagungsstéatte vom Oktober bis Dezember 1973, das Pro-
gramm der Tagung — (iber die dann im einzelnen berichtet
wird —, die Liste der Tagungsteilnehmer. Es folgen kurze Ar-
tikel Uber Strafvollzug und Padagogik, den Modellversuch in
Bad Gandersheim, Berichte (iber die einzelnen Sitzungen,
eine Gegenuberstellung von Vorschriften aus dem Regie-
rungsentwurf eines StVollzG und dem Alternativentwurf, Zu-
sammenfassungen der verschiedenen Referate und Berich-
te aus den Arbeitsgruppen.

Wer Tagungen auf dem Sonnenberg erlebt hat, weil3, wie
anregend und hilfreich ein Gedankenaustausch auf interna-
tionaler Grundlage sein kann. Vielleicht waren auch die Re-
ferate und Diskussionsbeitrage jener Tagung — in einer fr
den Druck geeigneten Fassung — seinerzeit eine Veroffent-
lichung wert gewesen. Ein Grund dafur, sie jetzt nach tber
zehn Jahren in Form eines Tagungsprotokolls mit all seinen
Mangeln und Unzulédnglichkeiten zu verdffentlichen, ist je-
doch nicht erkennbar. Dies gilt vor allem dann, wenn sich
darin teils Gberflussiges (Teilnehmerverzeichnis), teils Uber-
holtes Material (Entw(irfe von Vorschriften) darin findet. Wer
das 1984 erschienene Blchlein des Titels wegen gekauft
hat, wird deshalb seine Uberraschung erleben. Mit seiner
Meinung, daB viel Uberflissiges — gerade Gber den Strafvoll-
zug — erscheint, wird er schwerlich allein stehen.

Heinz Maller-Dietz

Uwe Fiillgrabe: Kriminalpsychologie. Verlag fiir Angewandte
Psychologie, Stuttgart 1983. 191 S. DM 39,80

Das Zeitalter der »Bindestrich-Kriminologien« (Kriminal-
anthropologie, -biologie-, -psychologie, -psychiatrie, -sozio-
logie) scheint voruber. Dies spiegelt sich vor allem in der
Lehrbuchliteratur. Alle neueren Einfihrungswerke bemihen
sich um eine gesamtkriminologische Perspektive, welche
die Erkenntnisse und Methoden der einzelnen Grund- oder
Bezugswissenschaften in ein mehr oder minder geschlos-
senes Konzept zu integrieren sucht (z.B. Eisenberg,
Goppinger, Kaiser, Mergen, H. J. Schneider). DaB dabei die
jeweilige berufliche Sozialisation und Tatigkeit des Verf. auf
Art der Darstellung und Gewichtung der Probleme abfarbt,
versteht sich von selbst. Lediglich unter dem Vorzeichen
soziologischer Theorie und sozialwissenschaftlicher Feld-
forschungist es in der letzten Zeit wieder zu spezifisch krimi-
nalsoziologischen Darstellungen gekommen (Sack/Konig
1968, Sack 1978, Wiswede 1979, Pfeiffer/Scheerer 1979).

Demgegeniiber heiBt &s’in dem bekannten kriminologi-
schen Lehrbuch von Kaiser (1980, S. 30): »Eine selbstén-

dige Kriminalpsychologie, so wie es etwa die Kriminalsozio-
logie gibt existiert hingegen noch nicht wieder.« Diese Fest-
stellung wird mit Hinweisen auf den gegenwaértigen Diskus-
sionsstand und einschlagige Arbeiten von Psychologen be-
legt. In der Tat sind etliche Psychologen (wissenschaftlich
und praktisch) auf den Gebieten der Psychodiagnostik und
der Therapie Straffélliger mit Gewinn tatig, ohne daB daraus
eine kriminalpsychologische Gesamtdarstellung erwachsen
ware. So ist denn auch seit langem keine »Kriminalpsycho-
logie« mehr erschienen; Ausnahmen wie das Werk von
Eysenck »Kriminalitit und Personlichkeit« (Wien 1977)
bestatigen die Regel.

Diese Liicke sucht das vorliegende Buch zu schlieBen. Sein
Verf. istdurch etliche personlichkeitspsychologische Studien
aber auch durch Arbeiten zur Aggressivitdt und Gewalt-
kriminalitdt Minderjahriger hervorgetreten. Aus diesen Un-
tersuchungen sowie aus der Lehrtatigkeit an der Landes-
polizeischule Niedersachsen ist offenbar seine »Kriminal-
psychologie« hervorgegangen. Die Darstellung, der ein per-
sonlichkeitspsychologisches Konzept zugrundeliegt, rickt
die Entstehung und die Erscheinungsformen kriminellen
Verhaltens in den Mittelpunkt; sie setzt sich aber auch mit
gesellschaftlichen Reaktionen auf Kriminalitat auseinander.
Durch Beschreibung und Analyse will sie gleichzeitig zur
Verbrechensvorbeugung beitragen. Speziell kriminalthera-
peutischen Fragestellungen wird freilich kein eigenes Kapi-
tel gewidmet; sie werden im Rahmen des kriminalpsycholo-
gischen Uberblicks Uber verschiedene Delikte erortert. Das
hat zur Folge, daB Fragen des Strafvollzugs entschieden zu
kurz kommen.

Das Buch handelt diese Themen in funf Abschnitten ab.
Der erste befaBt sich mit den allgemeinen Grundlagen des
menschlichen Verhaltens. Hier werden Handlungsweisen
im Kontext personaler Steuerungsvorgange, biologischer
Bedingungen und interpersonaler Situationen gesehen und
beschrieben. Modellhafte Bedeutung wird dem »Dreiecks-
verhaltnis« von Personen, Reizen und Situationen zugewie-
sen. Der zweite Abschnitt setzt sich auf dieser Grundlage
speziell mit dem kriminellen Verhalten auseinander. Erfreu-
lich nichtern und zuriickhaltend bewertet Verf. die
Abschreckungswirkung von Strafen. Ebenso stellt er die
»Fragwurdigkeit des Psychopathiebegriffs« — nicht zuletzt
fir kriminologische Zwecke — heraus. Im dritten Abschnitt
analysiert Verf. die Entstehungs- und Entwicklungsbedin-
gungen kriminellen Verhaltens. Neben biologischen Aspek-
ten kommen namentlich lerntheoretische Ansatze zur
Sprache. Ferner wird iber Ergebnisse der Zwillings- und
Chromosomenforschung sowie iiber Untersuchungen zum
impulsiven Lebensstil Jugendlicher (als Quelle kriminellen
Verhaltens) berichtet. Anscheinend miBt Verf. hinsichtlich
der Kriminalitatsentstehung Dissozialisationsphé&nomenen
besondere Bedeutung bei. Der vierte Abschnitt hat die
»Kriminalpsychologie der Einzeldelikte« zum Gegenstand.
Im einzelnen werden Aggression, Vandalismus und Gewalt-
delikte, Brandstiftung, KindesmiBhandlung, Totungsdelikte,
die Kriminalitat psychopathischer Personlichkeiten (Schizo-
phrener, Depressiver, Epileptiker), Sexualdelikte, Laden-
diebstahle sowie StraBenraub behandelt. Dabei werden
Entstehungsbedingungen, Erscheinungsformen und Mog-
lichkeiten der Vorbeugung aus psychologischer Sicht be-
schrieben. Hervorhebung verdient das Bemuihen um eine
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Die dargestellte empirische Untersuchung geht der Frage
nach, ob die BehandlungsmaBnahme ,,Psychotherapie” in
den Kontrollgruppen ,,Soziales Training” (Gruppengespra-
che), ,,Schule” (Haupt- und Realschulkurse) und ,,Regel-
vollzug” (,,Knast alter Art”’) konstruktive Personlichkeitsver-
anderungen bewirkt. Die Verdnderungen wurden anhand
faktorenanalytisch konstruierter Fragebogen gemessen,
die 1. ,,Kontakterleben und Kontaktverhalten, 2. ,,Psych,
Gesundheit”, 3.,,Psychosoziale Kompetenz” erfassen soll-
ten. Fir die Bereiche 1 und 2 konnte ein statistisch gesicher-
ter EinfluB von Psychotherapie in der erwarteten Weise
nachgewiesen werden. Die BehandlungsmaBnahmen
,.Schule”, ,,soziales Training” und ,,Regelvolizug” zeigten
keine statistisch erheblichen Effekte. Die institutionspolitisch
brisante Frage nach den Effekten von Psychotherapie auf
delinquentes Verhalten war nicht angezielt; der Autor ver-
weist diesbeziiglich auf weiterfiihrende Forschungsanséatze.

Die empirische Arbeit ist ein interessanter und wichtiger
Beitrag zur Behandlungsforschung, sie ist eine von wenigen
Untersuchungen aus dem Strafvollzug. Auf die Einfiihrungs-
kapitel hatte man allerdings bei der Buchveréffentlichung
verzichten kénnen. Abgesehen von der Information (iber
Berlin-Tegel bringen sie gegeniiber schon vorhandenen Pu-
blikationen keinen Gewinn.

Rainer Federlin

Gerhard Schéfer: Die Praxis des Strafverfahrens an einer Akte
(Kohlhammer-Studienbiicher: Rechtswissenschaft). 3., vollig Gber-
arb. Aufl. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart/Berlin/Kéin/Mainz 1983.
XX, 473 S. DM 49,80.~.

Der 2. Aufl. (1980) des Einflihrungs- und Lehrwerkes (vgl.
ZfStrVo 1983, S. 179) ist bereits 1983 die 3. gefolgt. Die Neu-
auflage gibt den Stand der Literatur und Rechtsprechung
vom Juni 1983 wieder. Vertieft sind nunmehr Fragestellun-
gen, die inzwischen zunehmend aktuelle Bedeutung ge-
wonnen haben (z.B. verfahrensrechtliche Zulassigkeit der
Verwendung von Lockspitzein und V-Leuten). Uberarbeitet
wurden die Abschnitte Gber die strafprozessualen Zwangs-
maBnahmen und die Beweisverbote. Hier werden nunmehr
auch verstarkt verfassungsrechtliche Uberlegungen bertick-
sichtigt. Auch die Zahl der praktischen Beispiele wurde ver-
merkt. Der Neuauflage muB gleichfalls bescheinigt werden,
daB sie den Bediirfnissen der Ausbildung auf dem Gebiet
des Strafverfahrens(rechts) in vorziiglicher Weise Rechnung
tragt, namentlich Verstandnis fiir die verschiedenen pro-
zessualen MaBnahmen und die einzelnen Verfahrensab-
schnitte zu wecken vermag. Dem kommen nicht zuletzt An-
schaulichkeit und praxisbezogene Art der Darstellung ent-
gegen.

Ein wenig stiefmitterlich werden weiterhin Strafvollstrek-
kung und Strafvollzug behandelt. Freilich kann man dartuber
streiten, welcher Anteil diesen Rechtsgebieten in einem
Werk einzurdumen ist, das vor allem in die Praxis des Straf-
verfahrens einfiihren will. Uber das StVollzG liestman: ,,Das
Gesetz, mit 200 Paragraphen ohnehin zu umfangreich und
perfektionistisch, ist ein KompromiB zwischen dem einseitig
auf ,Behandlung’ des Verurteilten ausgerichteten Regie-
rungsentwurf und der einen konservativen Vollzugszweck

anstrebenden, auch die finanziellen Moéglichkeiten der Lan-
der einkalkulierenden Meinung der Mehrheit im Bundesrat”
(S. 70).

Heinz Muller-Dietz

Hans-Jiirgen Kerner (Hrsg.): Diversion statt Strafe? Probleme
und Gefahren einer neuen Strategie strafrechtlicher Sozial-
kontrolle. Mit Beitrdgen von Thomas Feltes, Helmut Janssen,
Hans-Jiirgen Kerner, Michael VoB (Kriminologische Schriftenreihe
Bd. 82). Kriminalistik Verlag, Heidelberg 1983. VIil, 131 S. DM 54,—.

Die Alternativen zu Strafrecht und Strafvollzug, kurz: zu
dem, was man ganz allgemein strafrechtliche Sozialkontrol-
le nennt, stehen nicht mehr so hoch im Kurs wie ehedem.
Noch vor nicht allzu langer Zeit hat man — namentlich in den
USA — geglaubt, die schadlichen Auswirkungen der Bestra-
fung und des Freiheitsentzuges in zahlreichen Fallen durch
Vermeidung oder Umgehung eines Strafverfahrens ab-
wenden zu kénnen. Das Stich- und Schlagwort fur diese
kriminalpolitischen Bestrebungen lautet Diversion (oder Di-
versifikation). Sie haben auch in die deutsche Diskussion mit
der RegelmaBigkeit und zeitlichen Verspatung Eingang ge-
funden, die wir hierzulande seit langem auf den Feldern der
Kriminologie und Kriminalpolitik erleben (vgl. z. B. Diversion.
Alternativen zu klassischen Sanktionsformen. Hrsg. von
Helmut Kury/Hedwig Lerchenmiller. Bd. 1 und 2, Bochum
1981). Gleichwohl stellen die Verfasser des hier zu bespre-
chenden Sammelbandes einen Nachholbedarf an Informa-
tionen uber US-Diversionsprojekte und einschlagige Er-
fahrungen sowie an Auseinandersetzung mit Sinn, Grenzen
und Gefahren solcher Bestrebungen fest. Inzwischen hat
sich ndmlich das Blatt in der Einschétzung der Diversion ge-
wendet. Zwar reden die Kritiker, zu denen auch die Verfasser
zdhlen, keineswegs einer Ruckkehr zu iberkommenen For-
men der Kriminalpolitik das Wort, im Gegenteil: Verschiede-
ne Beitrdge des Bandes kritisieren gerade den strafweisen
Freiheitsentzug, dessen Ausweitung und — im Wortsinne —
Ausbau (womit nicht zuletzt die baulichen MaBnahmen zur
Erhdéhung der Haftkapazitat gemeint sind).

Die Zielsetzungist vielmehr eine andere. Es geht vor allem
um die Frage, ob die in den USA (und anderwarts) entwik-
kelten und auch bei uns bereits praktizierten Formen ,,wei-
cher Sozialkontrolle”, d.h. der Vermeidung von Strafver-
fahren und Bestrafung, eine echte Alternative zum beste-
henden Sanktionensystem darstellen. ,,Echt” in diesem
Sinne wiirde bedeuten: weniger Eingriffe durch die In-
stanzen, vor allem durch Polizei und Staatsanwaltschaft,
weniger Verurteilungen durch Gerichte, weniger Freiheits-
entzug — und damit auch Entlastung des Strafvollzugs. So-
weit deutsche Projekte bereits praktisch erprobt werden,
kann man sich fragen, ob es nicht doch letztlich Formen
,,justizeigener” Erledigung von Strafsachen sind; das JGG
halt ja bekanntlich eine ganze Reihe von Méglichkeiten des
Verzichts auf Verfahren und Verurteilung bereit. Aber wichti-
ger als diese Frage ist indessen das Problem, ob und inwie-
weit die mit der Diversion verfolgten Ziele auch tatsachlich
erreicht worden sind oder werden. Hier setzen denn auch die
kritischen Untersuchungen und Uberlegungen der Verfasser
an. Janssen liefert mit seiner Studie, die Uber US-Projekte
und -Erfahrungen berichtet, Anhaltspunkte dafir, daB auf-



grund einer solchen Kriminalpolitik eher noch Bereich und
Umfang der Sozialkontrolle zunehmen. Im Hintergrund steht
die Beflirchtung, daB auf diesem Weg ein Uberwachungs-
staat entstehen konnte. Feltes kommt auf der Grundlage
statistischer Daten von Staatsanwaltschaften zum Ergebnis,
daf bei Jugendlichen eher Gerichte als Staatsanwaltschften
,.diversionsfreudig” sind. Die Tendenz geht offenkundig
dahin, ,,die Verurteilung bei Jugendlichen schon von Amts
wegen zur Ausnahme werden zu lassen” (Kerner, S. 11).
Dies ruckt natirlich die ganze Diversionspolitik in ein ande-
res Licht. Besonders problematisch erscheint sie aus der
Sicht von VoB, der an der Tatsache ansetzt, daB die Aus-
weitung der Haftkapazitat gleichsam parallel zum Ausbau
ambulanter Alternativen stattfindet. Fir ihn ergibt sich ein
offenkundiger Widerspruch zwischen dem Argument der
hohen Kosten, das einer durchgreifenden Reform des
Jugendstrafrechts und Jugendstrafvollzuges entgegen-
stehen soll, und eben dem Ausbau der Haftanstalten. Seine
Untersuchung fihrt zu dem Ergebnis, daB durch die (prakti-
zierte) Diversion keine Entlastung des Strafvollzugs im
unteren Bereich eintrete. Vielmehr hatten Entwicklung und
Férderung ambulanter Angebote wesentlich zur Folge, daB
die kurzzeitigen Strafen aus dem Vollzug ,,herausgefiltert’”’
wirden. Daraus ergebe sich dann eine Belastung des Voll-
zugs mit einer immer scharfer ausgelesenen Klientel, die
dann die Tendenzen zum geschlossenen und Sicherheits-
vollzug verstarke.

Ob man die — mit statistischem Material teilweise recht
gut belegten — Deutungen und Annahmen in allen Punkten
teilt oder nicht: Sicher machen die Verfasser auf Gefahren
aufmerksam, die sich nicht ganz von der Hand weisen las-
sen. DerVerdacht, daB die bisherigen Diversionsprogramme
in der Hauptsache ohnehin nur solche Tater erfassen, die
sowieso nicht in den Vollzug gelangen, wird eher erhartet.
Es stellt sich dann wieder einmal die Frage, ob mehr oder
minder neue Formen der Pravention, die mancherorts mit
etlichem Aufwand verwirklicht werden, dem so vielgeplagten
Vollzug tatsachlich die erhoffte Entlastung bringen. Dieser
Zweifel wird auch nicht dadurch ausgeraumt, dafl einzelne
Ausfiihrungen in den Beitragen von Janssen und Vo@ ihrer-
seits kritische Anmerkungen herausfordern.

Heinz Muller-Dietz

Dieter Brosch: Der Hafturlaub von Strafgefangenen unter Be-
ricksichtigung des Strafvollzugszieles. Eine empirische Un-
tersuchung zur Einstellung betroffener mannticher Strafge-
fangener (Europ- Hochschulschriften Reihe || Rechtswissenschaft
Bd. 332). Frankfurt a.M./Bern/New York 1983. XX, 187 S. Anhang.
SFR. 51,—-.

Es handelt sich um eine empirische Untersuchung zur
Einstellung mannlicher Gefangener, denen sog. Sozialur-
laub (§ 13 StVollzG) bewilligt worden war. Die Untersuchung
wurde in der Vollzugsanstalt Mannheim durchgefiihrt (S. 75).
Erhebungsmethode war die Befragung von Gefangenen
mittels eines Fragebogens, der vor allem Fragen zur persén-
lichen Situation und — in detaillierter Weise — zum Urlaub
enthielt; der Fragebogen, der insgesamt 45 Fragen um-
faBte, ist im Anhang des Buches abgedruckt. Urspriinglich
sollten alle Gefangenen, die im Jahre 1982 Urlaub erhalten
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hatten, einbezogen werden. Infolge von Entlassungen, Ver-
legungen und Weigerungen blieben schlieBlich 28 Ge-
fangene des geschlossenen Vollzuges und 23 Freigéanger
Ubrig, so daf3 die Stichprobe insgesamt 51 Probanden um-
faBte (S. 77). Der Hauptuntersuchung war eine Vorunter-
suchung vorausgegangen, in deren Verlauf sechs Ge-
fangene im Wege des sog. offenen Interviews zum Urlaub
befragt worden waren (S. 46 ff.). Damit arbeitete der Verf.
der Formulierung der Hypothesen (S. 69 f.) und des Frage-
bogens vor.

Im ersten, theoretischen Teil der Arbeit werden die The-
men aufbereitet, die fir die einzelnen Fragestellungen be-
deutsam erscheinen (S. 5 fi.). Dabei beschiftigt sich der
Verf. vor allem mit der rechtlichen Regelung, der praktischen
Handhabung und den Auswirkungen des Urlaubs. So geht
es etwa um Fragen der Eingewdhnung in Freiheit, der Festi-
gung partnerschaftlicher Beziehungen, der finanziellen Be-
lastung der Familie, der Nutzung des Urlaubs, der Riickkehr
in die Anstalt (samt der dafiir maBgebenden Griinde) sowie
des Neides von Mitgefangenen.

Im zweiten, empirischen Teil erortert der Verf. zunéachst
Probieme der Datengewinnung (S. 46 ff.). Er erldutert Vor-
und Hauptuntersuchung und setzt sich mit der Auswertung
der Ergebnisse auseinander. Im Mittelpunkt stehen die Ant-
worten, welche die befragten Gefangenen zu den verschie-
denen Untersuchungsthemen gegeben haben. Sie betreffen
eine Vielzahl von Aspekten der persdnlichen, beruflichen
und familidren Entwicklung und Situation (S. 82 ff.). Den
Hauptanteil machen indessen die Erfahrungen mit dem Ur-
laub sowie die Vorstellungen und Wiinsche zum Urlaub aus.
Hier kommen die im theoretischen Teil der Arbeit im einzel-
nen aufgelisteten Fragen naher zur Sprache. Auf diese
Weise entsteht gewissermaBen ein Stimmungsbild von
dem, wie sich Gefangene die Ausgestaltung des Urlaubs
denken, was sie von ihm erwarten oder erhoffen.

Die Ergebnisse, tber die hier im einzelnen nicht berichtet
werden kann, verweisen einmal mehr auf das grundsétzliche
Spannungsverhaltnis zwischen Behandlung und Sicherung
(S. 185 ff.). das wird namentlich am Gefalle der Lebensbe-
dingungen im Urlaub selbst zur Lage im geschlossenen
Vollzug deutlich. Der Urlaub sollte in der Regel nicht langer
als siecben Tage dauern, da sonst die Belastung fir die Ge-
fangenen zu groB werden konnte. Als ideal erscheint eine
Urlaubsregelung, die alle zwei Monate einen verlangerten
Wochenendurlaub von vier Tagen ermdglicht. Offenkundig
kommt der Urlaub der Aufrechterhaltung und Starkung fami-
ligrer Beziehungen zugute. Freilich sind bei einem erheb-
lichen Teil der Gefangenen solche Bindungen und Bezugs-
personen gar nicht vorhanden. Insoweit muBte die be-
stehende Urlaubsregelung daher neu Uberdacht werden.
Offenkundig wird der Urlaub von den Insassen nicht zuletzt
deshalb so positivbewertet, weil sie dann das Gefiihl haben,
sich wieder frei bewegen, unter Menschen gehen zu kénnen
und aus dem Anstaltsmilieu herauszukommen. Im Blick-
winkel der Resozialisierung erscheint es geboten, den Ent-
scheidungsspielraum des Gefangenen zu erweitern. So hat
der Gesichtspunkt, im Urlaub selbstverantwortlich ent-
scheiden zu kénnen, flir die Insassen zentrale Bedeutung.
Er ist vor dem Hintergrund des Umstandes zu sehen, daB3 es
in der Haftsituation weitgehend an eigenen Entscheidungs-






Hervorzuhebenist an der Untersuchung wenigstens zwei-
erlei: Die (iberaus vielschichtigen Probleme werden in einer
Ubersichtlichen Form dargestellt. Dazu tragen vor allem die
knappe Form der Darstellung, die sorgfaltige Gliederung und
Schemata bei, die theoretische Modelle und praktische
Handlungsablaufe verdeutlichen. Auf der anderen Seite ge-
rat wegen der Flille der angeschnittenen Fragen, die auf be-
grenztem Raum behandelt werden, manches zu kurz. Es ist
schlechterdings nicht moglich, auf kaum 130 Seiten Krimi-
nalititstheorien, Therapiekonzepte, Methoden und Vor-
génge der Erziehungsberatung angemessen wiederzu-
geben und sich damit hinreichend auseinanderzusetzen.
Der Anspruch, in solchem Rahmen auf alle einschlagigen
Probleme eingehen und sie einer brauchbaren praktischen
Loésung zufuhren zu wollen, kann nicht eingeiést werden.
Man fragt sich auch, ob die zum SchluB gegebenen, durch-
aus verniunftigen Empfehlungen fiir die Tatigkeit von Er-
ziehungsberatern den zuvor erstellten theoretischen Uber-
bau uberhaupt bengtigen.

Heinz Miiller-Dietz

Helga Miiller: Der Begriff der Generalpravention im 19. Jahr-
hundert. Von P.J.A. Feuerbach bis Franz v. Liszt (Frankfurter
kriminalwissenschaftliche Studien Bd. 9). Verlag Peter Lang, Frank-
furt a.M./Bern/New York 1984. XLVI, 371 S. SFR 78,—.

In den 70er Jahren herrschte vielfach innerhalb der Straf-
zwecklehre der Resozialisierungsgedanke vor. Die Diskus-
sion der 80er Jahre wird stattdessen zunehmend von Uber-
legungen zur Generalpravention bestimmt. Diesen Sinnes-
wandel muB3 auch zur Kenntnis nehmen, wer den Wellen-
bewegungen der Kriminalpolitik, die mal diesen, mal jenen
Strafzweck an die Oberflache spiilen, kritisch gegeniiber-
steht. Von daher ist auch die vorliegende Arbeit zu ver-
stehen. Sie ist um den Nachweis bemiiht, daB die General-
prévention im Vordergrund der Strafzwecklehre des 19. Jahr-
hunderts stand. Damit weicht sie deutlich von der bisher viel-
fach vertretenen Auffassung ab, daB jene Zeit in der Nach-
folge Kants und Hegels von der Vergeltungsidee beherrscht
war (z.B. Nagler, Die Strafe, 1918).

Aber diese Veranderung in Blickrichtung und Deutung ist
nicht mehr ganz neu. Sie hat sich inzwischen schon ander-
wérts — etwa im Hinblick auf das Strafverstandnis Hegels
(siehe Seelmann, Schild — dessen Arbeiten allerdings nicht
verwertet sind) — angebahnt. Uberhaupt bedarf das an Straf-
theorien so reiche und vielgestaltige 19. Jahrhundert néherer
Durchleuchtung. Insofern liegt schon ein wesentliches Ver-
dienst der Verfasserin darin, daB sie eine ganze Reihe mehr
oder minder bedeutsamer Theorien, die im Zeitraum zwi-
schen Feuerbach und v. Liszt entwickelt wurden, naher
untersucht und damit zur geschichtlichen Grundlegung der
heutigen straftheoretischen Diskussion beitragt. Dies ge-
schieht bemerkenswerterweise in der Form, daB Staatsver-
standnis, Verbrechensbegriff und Menschenbild in einem
Zusammenhang gebracht werden. Damit stellt die Verfas-
serin (wiederum) jenen Zusammenhang her, der vielen
Straftheoretikern des 19. Jahrhunderts geldufig, ja selbst-
verstandlich war und den man etwa bei Radbruch und
Richard Schmidt noch deutlich ausgepragt vorfindet.
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Dies bedeutet freilich nicht, daB die Verfasserin den Straf-
zwecklehren jenes Jahrhunderts eine einheitliche Auffas-
sung von Generalpravention zuschreibt oder unterschiebt.
Es gibt sie auch bekanntlich heute nicht. Vielmehr tritt die
Generalpravention in verschiedenen Spielarten auf. Das
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zur lebens-
langen Freiheitsstrafe (BVerfGE 45, 187) wenigstens zwei
voneinander unterschieden: die negative Generalpravention
die namentlich in der Allgemeinabschreckung durch Straf-
androhung gesehen wird, und die positive Generalpra-
vention, die in der Starkung und Stiitzung der allgemeinen
Uberzeugung von der Bestands- und Durchsetzungskraft
der Rechtsordnung bestehen soll (sog. Integrationspra-
vention). Gerade die letztere Form der Generalpravention
hat sich in der Diskussion zunehmend in den Vordergrund
geschoben. DaB vielen Strafzwecklehren des 19. Jahr-
hunderts alle diese Aspekte vertraut waren, sucht die Ver-
fasserin im einzelnen zu belegen. Der Bogen ihrer Betrach-
tungen ist weitgespannt; aber es scheint kein Zufall, daB am
Anfang des wissenschaftsgeschichtlichen Teils die psycho-
logische Zwangstheorie Feuerbachs und am Ende die stark
spezialpraventiv gepragte sicherungsstrafrechtliche Theorie
v. Liszts steht. Die Verfasserin kommt zum Ergebnis, daB die
im einzelnen vorgestellten Theorien letztlich die Vergel-
tungsstrafe in den Dienst der verschiedenen generaipra-
ventiven Zwecke stellen wollten. ,,Die Androhungstheorie
nutzt die Vergeltung als Bedingung der Generalpravention.
Die Welcker und Kostlin folgende generalpraventive Ver-
geltungslehre nutzt die Vergeltung als Mittel der General-
pravention und die aus dem Absolutismus rihrende All-
gemeinabschreckung bei der konkreten Strafzufiigung be-
darf der Vergeltung als Voraussetzung generalpraventiver
Wirksamkeit’’ (S. 361). Werden in dieser Weise General-
prdvention und Vergeltung aufeinander bezogen, dann be-
steht in der Tat kein (strenger) Gegensatz zu jener eingangs
erwahnten Auffassung, die das 19. Jahrhundert vom Ver-
geltungsgedanken beherrscht sieht.

Die materialreiche, griindliche Arbeit hat nicht nur dog-
mengeschichtliche Bedeutung. Vielmehr tragt sie zur be-
grifflichen und inhaltlichen Klarung der verschiedenen Straf-
zwecke bei, die auf dem breiten Feld zwischen General- und
Spezialpravention angesiedelt sind. Damit liefert sie zu-
gleich Argumente dafiir, wie wir es heute mit der Strafe hal-
ten (sollen). DaB mit der Strafe in erster Linie generalpra-
ventive Zwecke verfolgt werden und daf8 dementsprechend
spezialpraventive nur in bestimmten Phasen und Bereichen
der Strafrechtsverwirklichung (wie z.B. dem Strafvollzug)
zum Zuge kommen, scheint unabweisbar.

Heinz Miller-Dietz

Michael Pfohl: Gemeinniitzige Arbeit als strafrechtliche Sank-
tion. Eine rechtsvergleichende Untersuchung unter Beriick-
sichtigung der britischen Community Service Order (Schriften
zum Strafrecht Bd. 52). Verlag Duncker u. Humblot, Berlin-Minchen
1983. 195 S. DM 80,~.

Auf der Suche nach Alternativen zur Freiheitsstrafe hat
man sich in Theorie und Praxis wieder der Mdglichkeiten der
gemeinnitzigen Arbeit erinnert. Die Frage danach, ob und
inwieweit eine solche Sanktion an die Stelle der Freiheits-




































Bewilligung von ProzeBkostenhilfe. Zugleich legt er gegen
die Festsetzung des Streitwertes auf 4.000 DM Beschwerde
ein.

Die Verfahrensrige ist unzuléssig, da sie nicht den Erfor-
dernissen der §§ 118 Abs. 2 Satz 2 StVollzG, 344 Abs. 2
StPO entspricht.

Die Rechtsbeschwerde hat jedoch mit der Sachriige Er-
folg, soweit der Antragsteller die Feststellung der Rechtswi-
drigkeit der Auskunftserteilung begehrt. Insoweit war auch
die beantragte ProzeBkostenhilfe zu bewilligen. Im Ubrigen
war der Antrag auf Gewahrung von ProzeBkostenhilfe man-
gels Erfolgsaussicht (§§ 120 Abs. 2 StVollzG, 114 S. 1 ZPO)
zurlckzuweisen. Das Rechtsmittel war zu verwerfen.

A. Zum Feststellungsantrag

1. Die Rechtsbeschwerde ist zulassig, weil es geboten
ist, die Nachpriifung des angefochtenen Beschiusses zur
Fortbildung des Rechts zu erméglichen (§ 116 Abs. 1
StVollzG). Zu klaren ist, ob und in welchem Umfang Justiz-
vollzugsanstalten privaten Personen oder Stellen Auskinfte
Gber den Aufenthalt von Gefangenen erteilen dirfen, wenn
diese einer derartigen Auskunft widersprechen (vgl. Nr. 5
Abs. 3 Vollzugsgeschaftsordnung).

2. Die Rechtsbeschwerde ist auch begriindet.

Die allgemeine Feststellungsklage ist hier statthaft, weil
der Antragsteller nur auf diesem prozessualen Wege seine
Rechte wahren kann. Der Anstaltsieiter der Justizvollzugs-
anstalt Wolfenbuttel hat ohne Zustimmung des Antragstel-
lers der Kundenkreditbank die verlangte Auskunft erteilt. Ei-
ne Anfechtung dieser MaBnahme ist nicht mehr méglich. Die
Vollzugsbehdrde ist nicht imstande, diesen Vorgang riick-
gangig zu machen.

Der angefochtene BeschluB verneint zu Unrecht ein
Rechtsschutzinteresse des Antragstellers an der Feststel-
lung der Rechtswidrigkeit. Die Strafvollstreckungskammer
prift insoweit nur die Moglichkeit einer Wiederholungsge-
fahr. Sie Ubersieht, daB auch aus der Verletzung des allge-
meinen Persénlichkeitsrechts des Antragstellers ein be-
rechtigtes Feststellungsinteresse folgen kann, und erértert
deshalb diese naheliegende M&glichkeit nicht. Das Rehabi-
litationsinteresse bei Grundrechtsverletzungen begrindet
ebenso wie die Gefahr der Wiederholung oder die Fortdauer
der diskriminierenden Wirkung einer MaBnahme das
Rechisschutzinteresse fir eine Feststellungsklage (Senats-
beschlisse zu § 28 EGGVG vom 16.7. 1982 -3 VAs 18/81 —,
vom 15.12. 1982 — 3 VAs 9/82 —; OLG Stuttgart NJW 1972,
2146, 2147 vgl. auch BVerfGE 49, 329, 338 und Amelung
NJW 1979, 1687, 1689). Ein GrundrechtsverstoB ist eine so
schwerwiegende Rechtsverletzung, daB daraus regelmasig
ein Feststellungsinteresse folgt.

Der angefochtene BeschluB war danach aufzuheben, so-
weit die Strafvollstreckungskammer den Feststellungsan-
trag verworfen hat.
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3. Der Senat kann an Stelle der Strafvollstreckungskam-
mer entscheiden, weil die Sache spruchreif ist (§ 119 Abs. 4
Satz 2 StVollzG).

a) Der Antragsteller hat ein berechtigtes Interesse an der
Feststellung der Rechtswidrigkeit. Zwar ist es grundsatzlich
Sache des Tatrichters, die Voraussetzungen des Rechts-
schutzinteresses zu prifen und festzustellen. Im vorliegen-
den Fall lassen die von der Strafvollstreckungskammer in
noch ausreichendem Umfang getroffenen Feststellungen
jedoch eine Ausibung tatrichterlichen Ermessens nicht
mehr zu: Die ohne Zustimmung erteilte Auskunft des An-
staltsleiters, der Antragsteller befinde sich bis April 1985 in
Strafhaft, anschlieBend sei Uberhaft notiert, greift in erhebli-
cher Weise in sein durch des Grundgesetz geschitztes all-
gemeines Personlichkeitsrecht ein. Nach der Rechtspre-
chung des Senats ist danach ein Feststellungsinteresse ge-
geben.

b) Die Erteilung der Auskunft war in dieser Form rechts-
widrig. Sie verstdBt gegen § 11 Satz 1 NDSG.

aa) Diese Vorschrift des Datenschutzrechts findet hier
Anwendung. Die Justizvollzugsanstalten benutzen fir die
Beantwortung von Anfragen nach dem Aufenthalt einzelner
Gefangener die in den Vollzugsgeschéftsstellen nach Nr.
65, 66 VGO zu flihrenden, alphabetisch geordneten Gefan-
genenkarteien. In ihnen sind regelmaBig folgende perso-
nenbezogene Daten enthalten: Name, Vornamey Geburts-
datum und -ort, Bekenntnis, Staatsangehdrigkeit, Familien-
stand, Kinderzahl, Privatanschrift, Beruf, letzte Haftentlas-
sung, Tatgenossen, Datum der Festnahme oder der Selbst-
stellung, das zu vollstreckende Strafurteil mit Angabe der
Tat und der verhédngten Freiheitsstrafe, Strafanfang, Stra-
fende, der Zweidrittelzeitpunkt und evtl. Uberhaftanordnun-
gen.

Die diese Daten enthaltenden Gefangenenkarteien sind
Dateien im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 3 NDSG. Nach dieser
Vorschrift liegt eine Datei vor, wenn eine Sammiung von Da-
ten nach bestimmten Merkmalen geordnet ist und nach an-
deren bestimmten Merkmalen umgeordnet und ausgewertet
werden kann. Die herrschende Meinung verlangt minde-
stens vier verschiedene sortierfahige Merkmale (Dammann
in Simitis’/Dammann/Malimann/Reh, BDSG, 2. Aufl., § 2
Rdnr. 188; Ordemann-Schomerus, BDSG, 3. Auf., Anm.
3.3.1 zu § 2). Diese Erfordernisse erfillt die Gefangenenkar-
tei ohne weiteres, wie die voranstehende Aufzahlung der
personenbezogenen Daten zeigt. Diese Karteien sind zwar
nicht dazu bestimmt, etwa nach den Merkmalen , Bekennt-
nis” oder ,,Beruf” umgeordnet zu werden. Da aber auf jeder
Karteikarte bestimmte Daten in bestimmten Rubriken ver-
merkt sind, laBt sich eine solche Kartei — wenn auch unter
Schwierigkeiten —nach einzelnen Merkmalen umordnen. So
kame eine Auswertung der Gefangenenkartei etwa nach
den Merkmalen Staatsangehérigksit, des Alters, des Straf-
endes oder des Zweidrittelzeitpunkts durchaus in Betracht.

bb) Nun verbietet § 11 Satz 1 NDSG nicht jede Daten-
Ubermittlung an Stellen auBerhalb des o&ffentlichen Be-
reichs. Abgesehen von der Weitergabe zur Erfillung eige-
ner Aufgaben (Satz 1, 1. Alt.) ist eine Ubermittlung perso-
nenbezogener Daten auch dann zulassig, wenn der Emp-
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	Gefangenenbücherei - Medium zur Förderung der allgemeinen Weiterbildung
	Männer und Frauen in derselben Haftanstalt. Ein neues Modell im Hamburger Strafvollzug
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